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Vorwort 

Der Umbruch der Verwaltung in der Bundesrepublik Deutschland und die damit einher-

gehende Ablösung der Kameralistik durch die Doppik in den Kommunen, führte durch 

die Landeszuständigkeit bei der Gesetzgebung im Kommunalrecht zu unterschiedlichen 

Umsetzungen, die es zu betrachten gilt. Nicht nur in Deutschland wurde die Doppik ein-

geführt, denn die Europäische Union treibt die Reformierung des öffentlichen Haushalts- 

und Rechnungswesens mit dem EPSAS-Programm (European Public Sector Accounting 

Standards) seit 2011 stetig voran. Die aufgestellten Regelungen funktionieren in der Pra-

xis nicht optimal, da häufig Problematiken auftauchen, die vorher nicht abzusehen wa-

ren. Hier gilt es abzuwägen, ob Neuregelungen und Änderungen sinnvoll wären. Die 

Realisierung ist ein schwieriger und kostenintensiver Prozess, der von jeder Kommune 

unterschiedlich schnell umgesetzt wird, da nicht jede über die nötigen Ressourcen oder 

das gewisse Know-how verfügt. In dieser Bachelorarbeit soll den konträren Regelungen 

ausgewählter Länder der Bundesrepublik Deutschland nachgegangen und deren Aus-

wirkung auf die Vergleichbarkeit näher beleuchtet werden. Für die Betrachtung wurden 

die Länder Baden-Württemberg, Hessen und Sachsen herangezogen. 

Im Folgenden wird die Vorgehensweise und der Aufbau dieser Bachelorarbeit kurz dar-

gelegt. Das erste Kapitel bildet den Einstieg und stellt den Wandel des kommunalen 

Haushalts sowie einen Überblick über die Doppik dar. In den Kapiteln zwei bis zehn 

werden verschiedene Vergleichsobjekte, die im kommunalen Haushalt eine wichtige 

Rolle spielen, aus den Gemeinde- und Haushaltsverordnungen herausgearbeitet. Sie 

werden zunächst kurz erläutert und im Anschluss die Gemeinsamkeiten sowie Unter-

schiede zwischen den Ländern aufgeführt. Am Ende dieser Kapitel erfolgt eine Auswer-

tung der unterschiedlichen Regelungen und deren Wirkung auf die Auswertbarkeit von 

Haushaltsdaten. Im elften Kapitel erfolgt die Auswertung von Städten aus den Ver-

gleichsländern und es wird versucht, die in den vorherigen Kapiteln ermittelte Wirkung 

auf die Vergleichbarkeit zu bestätigen. Das letzte Kapitel vor dem Fazit geht der Frage 

nach, ob es denn nun möglich ist, die Kommunen zwischen den Ländern zu vergleichen 

oder nicht. Das Fazit bildet den Abschluss dieser Arbeit und mündet in der Erstellung 

der Kernsätze.  
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1 Wandel des kommunalen Haushalts 

Nicht nur im privaten Leben eines Menschen spielt Geld eine wichtige Rolle. Egal wohin 

man heutzutage geht, ohne Geld kommt man nicht weit. Ob ins Kino, Freibäder oder 

Theater, selbst einige Weihnachtsmärkte verlangen mittlerweile Eintritt und die Streusel 

auf dem Eis sind auch nicht mehr kostenlos1. Aufgrund dieser wirtschaftlichen Verände-

rung ist es wichtig, dass mit der begrenzten Ressource Geld, mit Bedacht umgegangen 

wird. Bevor man Geld überhaupt ausgeben kann, muss man es zunächst in der „Tasche“ 

haben. Die privaten Haushalte erwirtschaften oder erhalten es durch selbstständige/un-

selbstständige Arbeit, Sozialleistungen o.ä. Doch wie kommt der Staat und insbesondere 

die Kommune an Geld, um ihre Ausgaben zu finanzieren? Die Gemeindeordnungen der 

betrachteten Länder ermächtigen die Kommunen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben not-

wendigen Erträge und Einzahlungen aus Entgelten für ihre Leistungen und nachrangig 

aus Steuern zu finanzieren. Hier stellt sich die Frage, wer die Leistungen in Anspruch 

nimmt und die Steuern zahlt. Dies wären zumeist die in der Kommune lebenden Men-

schen und die ortsansässigen Unternehmen. Da diese zwei Parteien im Hinblick auf die 

zwei genannten Einnahmearten einen nicht unerheblichen Anteil (FL insgesamt: 50 %, 

westdt. FL: 52 %, ostdt. FL: 37 %, siehe Darst. 1-1) an den Gesamteinnahmen einer 

Kommune ausmachen, ist unter ihnen häufig die Meinung vertreten, dass die Kommu-

nen mit den finanziellen Mitteln sorgsam umgehen sollten und sie betrachten jede Geld-

ausgabe kritisch. 

Nicht nur die Gebühren- und Steuerzahler verlangen von ihrer Kommune einen sparsa-

men und wirtschaftlichen Umgang mit Finanzmitteln, auch die Bundesrepublik Deutsch-

land legte im § 6 I HGrG, welches für den Bund sowie die Länder gilt und durch die 

Landesgesetzgebung auch auf die Kommunen Einfluss hat, fest, dass bei der Aufstel-

lung und Ausführung des Haushaltsplanes die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit zu beachten sind. Beide Grundsätze gleichermaßen zu beachten, stellt 

häufig ein großes Problem dar. Wo Sparsamkeit geringe Aufwendungen/Auszahlungen 

verlangt, erwartet der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ein ausgewogenes Verhältnis zwi-

schen Aufwand und Ertrag. Aufwand/Ertrag stellen den Verbrauch bzw. Zuwachs von 

Gütern oder Leistungen, welche in Geld bewertet werden können, dar. Aus-/Einzahlun-

gen sind Zu- oder Abflüsse von Geldmitteln.2 Es kann mitunter der Fall sein, dass es 

wirtschaftlicher ist mehr Aufwendungen in Kauf zu nehmen, weil dadurch geringere Fol-

gekosten entstehen, dies aber nicht die sparsamste Alternative darstellt. Es ist eine Grat-

wanderung, die rechtlich einwandfreie Alternative zu ermitteln.3 

 
1 Vgl. Cengiz & Szwarc, Schon gemerkt? Diese 11 Dinge sind nicht mehr kostenlos!. 
2 Vgl. Jänchen, Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen im Freistaat Sachsen, S. 123 f. 
3 Vgl. Schwarting, Der kommunale Haushalt, 2019, Rn. 78. 
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Darst. 1-1: Bereinigte Einnahmen nach Einnahmearten – Niveau 2018, in Euro je 
Einwohner; Summenwert der kommunalen Bruttoeinnahmen in Klam-
mern4 

Obwohl den Kommunen im Hinblick auf den Umgang mit ihrem Vermögen durch Gesetz 

viel vorgegeben wird, haben sie dennoch durch Art. 28 II GG das Recht auf Selbstver-

waltung gewährt bekommen und damit einhergehend Gemeindehoheiten. Eine dieser 

Hoheiten stellt die Finanzhoheit dar. Sie umfasst „das Recht auf eigenverantwortliche 

Einnahmen- und Ausgabenwirtschaft einschließlich Haushaltsführung“5. In diese Hohei-

ten darf zwar mittels Gesetzes eingegriffen werden, jedoch muss der Kernbereich der 

einzelnen Hoheiten gewahrt werden. D. h. im Falle der Finanzhoheit, dass diese bspw. 

nicht abgeschafft wird oder in Landeszuständigkeit wandert.6 

Einer dieser Gesetzeseingriffe stellt die Vorgabe zur Führung der Haushalts- und Fi-

nanzwirtschaft dar. Diese wurden üblicherweise kameral geführt, bis auf die Doppik um-

gestellt wurde. Die Kameralistik ist eine einfache Gegenüberstellung von den geplanten 

Einnahmen/Ausgaben und den tatsächlichen Einnahmen/Ausgaben, welche u. a. den 

vollständigen Ressourcenverbrauch nicht erfasst und eine ungenaue Vermögensrech-

nung aufweist.7 

 
4 Vgl. Boettcher, Freier, Geißler, Schubert & Stollhoff, Kommunaler Finanzreport 2019, 2019, S. 26. 
5 Geis, Kommunalrecht, 2016, § 6, Rn. 22. 
6 Vgl. Ebd., Rn. 7 f. 
7 Vgl. Papenfuß, Schaefer & Wischmann, Kameralistik, 2018. 
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1.1 Doppikeinführung 

Aus der Kritik an der Kameralistik leitete die Innenministerkonferenz einen Reformpro-

zess am 24.11.2000 durch den Beschluss von Eckdaten für ein neues kommunales 

Haushaltsrecht ein. 2003 folgte dann eine Empfehlung der Innenministerkonferenz, wel-

che die Inhalte für Gemeindehaushaltsverordnungen lieferte. Diese Empfehlung war in 

dieser Form von keinem Land umgesetzt worden. Es entstanden Gemeindehaushalts-

verordnungen, welche sich zum Teil bis heute in verschiedensten Dingen unterschei-

den.8 

In BW beschloss der Landtag die Umstellung der Kommunen von der Kameralistik auf 

die Doppik bis spätestens 2016. Diese Frist wurde im Nachgang auf 2020 verlängert. In 

HE ist die Umstellung bereits seit 2015 und in SN sogar schon seit 2013 (wenige Kom-

munen hatten bis 2017 Zeit) abgeschlossen.9 

1.2 Begriff und Vorteile der Doppik 

Die Doppik ist ein Begriff, welcher im kommunalen Bereich die an das Handelsgesetz-

buch angelehnte doppelte Buchführung umschreibt. Angelehnt deshalb, weil die kom-

munale Doppik einen Mix aus verschiedenen Vorschriften wie dem HGB, Steuer- und 

Handelsrecht sowie aus der Kameralistik abbildet. Ihr liegen verschiedene Prinzipien zu 

Grunde, die sich signifikant von der Kameralistik unterscheiden.10 

Im Gegensatz zur Kameralistik betrachtet die Doppik nicht nur den reinen Geld-, sondern 

den gesamten Ressourcenverbrauch. Demnach muss der gesamte Aufwand durch die 

Erträge der gleichen Haushaltsperiode gedeckt werden. Nicht nur die Einhaltung des 

Ressourcenverbrauchskonzeptes ist ein Vorteil der Doppik, sondern es gelingt eine bes-

sere Verknüpfung von dem kommunalen Haushalt mit der Kostenrechnung, „da Aufwen-

dungen und Kosten weit mehr Überschneidungen aufweisen als kamerale Soll- oder Ist-

Ausgaben und Kosten“11. Die Bestandsaufnahme und Erstbewertung aller Vermögens-

gegenstände im Zuge der Erstellung der Eröffnungsbilanz kann auch für zukünftige Vor-

gänge verwendet und gängige Analyseverfahren können durch Erstellung von Bilanzen 

und Jahresabschlüssen angewandt werden.12 Aufgrund der Inputorientierung der Kame-

ralistik ist nicht zu erkennen, was die Kommune leistet. Durch die Trennung von Einnah-

men- und Ausgabenkonten kann keine Verbindung zwischen Mittelherkunft und Mittel-

verwendung hergestellt werden. Dieses Problem ist in der Doppik nicht mehr vorhanden, 

da eine Buchung immer eine Gegenbuchung erfordert und die Mittelverwendung so mit 

 
8 Vgl. KommunalWiki, Doppik, 2020. 
9 Vgl. Ebd. 
10 Vgl. Kußmaul & Henkes, Kommunale Doppik, 2009, S. 15 ff. 
11 Ebd., S. 27. 
12 Vgl. Ebd. 
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der Mittelherkunft verknüpft wird. Während die doppelte Buchführung bspw. die Anschaf-

fung von Anlagevermögen in der Vermögensrechnung abbildet und die Anschaffungs-

kosten über die Nutzungsdauer als Aufwand auf die Jahre der Nutzung verteilt, erfasst 

die Kameralistik lediglich die Investition im Anschaffungsjahr als Ausgabe in vollem Um-

fang und es erfolgt keine Verteilung auf die Jahre der Nutzung. Ein Vergleich der Ziele 

von Doppik und Kameralistik findet sich in Darst. 1-2.13 

Ziele 
Buchführungssystem 

Doppelte Buchführung Kameralistik 

Feststellung des Erfolgs Ja Nein 

Feststellung des Vermögens Ja Nein 

Feststellung der Schulden Ja Ja 

Finanzwirtschaftliche Kontrolle Ja Ja 

Darst. 1-2: Ziele von Doppelter Buchführung und Kameralistik14 

1.3 Ressourcenverbrauchskonzept in der kommunalen Doppik 

Das Ressourcenverbrauchskonzept ist das Grundlagenmodell für die kommunale Dop-

pik. Der Leitgedankte des Ressourcenverbrauchskonzeptes ist, dass durch jede Gene-

ration die von ihr verbrauchten Ressourcen auch ersetzt werden sollen. Es soll das ge-

samte Ressourcenaufkommen (Ertrag) und der Ressourcenverbrauch (Aufwendungen) 

erfasst und dargestellt werden. Dies erfolgt im Haushaltsplan durch den Ergebnishaus-

halt und im Jahresabschluss durch die Ergebnisrechnung. Die Innenministerkonferenz 

vom 21.11.2003 legte in ihrem Beschluss hierzu fest:15 

„Zentrales Element und zugleich finanzwirtschaftlich gravierende Konsequenzen des 

Ressourcenverbrauchskonzeptes ist der Deckungsgrundsatz, wonach in jedem Rech-

nungsjahr der Ressourcenverbrauch (Aufwand) durch das Ressourcenaufkommen (Er-

trag) zu decken ist. Dies ist Ausdruck des Prinzips der intergenerativen Gerechtigkeit: 

Jede Generation soll für die von ihr verbrauchten Ressourcen aufkommen.“ 

Ressource bezeichnet einen Produktionsfaktor, welcher Arbeit, Kapital oder Boden sein 

kann. Ressourcen im Zusammenhang mit dem o. g. Konzept sind also diejenigen Res-

sourcen, welche für die Erstellung einer Leistung oder eines Produkts verwendet wer-

den. Hierbei werden nicht nur die zahlungswirksamen, sondern vielmehr auch die nicht 

 
13 Vgl. Raupach & Stangenberg, Doppik in der öffentlichen Verwaltung, 2009, S. 15 ff. 
14 Vgl. ebd., S. 16. 
15 Vgl. Wirth, Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen im Freistaat Sachsen, 2009, S. 22; 
Burth, Ressourcenverbrauchskonzept (RVK). 
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zahlungswirksamen Vorgänge wie das Eingehen von Verpflichtungen für die Zukunft 

(Rückstellungen) oder der Werteverlust von Vermögensgegenständen (Abschreibung) 

betrachtet.16 

1.4 Bedeutung des Drei-Komponenten-Modells 

Das neu eingeführte Drei-Komponenten-Rechnungsmodell besteht aus den drei Teilen 

Ergebnis-, Finanz- und Vermögensrechnung, welche sich durch die doppelte Buchfüh-

rung gegenseitig beeinflussen und in ihrem Dreierparadigma nur für den Jahresab-

schluss relevant sind. Die Ergebnis- und Finanzrechnung sind in Form des Ergebnis- 

und Finanzhaushalts jedoch für den Haushaltsplan von großer Bedeutung.17 

Die Ergebnisrechnung ist das Pendant zum planerischen Ergebnishaushalt aus dem 

Haushaltsplan. In ihr werden der tatsächlich entstandene Aufwand und Ertrag abgebildet 

und mit den geplanten Werten aus dem Ergebnishaushalt verglichen. Jeder Aufwand 

und jeder Ertrag wird hierbei einer Aufwands-/Ertragsart zugeordnet und die Ermittlung 

des Ergebnisses, welches durch die Haushaltsverordnungen der Länder vorgegeben 

wird, mündet in der ermittelten Veränderung des Eigenkapitals.18 Die Ergebnisrechnung 

bildet den gesamten Ressourcenverbrauch und damit alle Erträge und Aufwendungen 

einer Periode (Haushaltsjahr) ab.19 

Die Finanzrechnung ist das Gegenstück zum planerischen Finanzhaushalt aus dem 

Haushaltsplan. In ihr werden die tatsächlich entstandenen Aus- und Einzahlungen ab-

gebildet und mit den geplanten Werten aus dem Finanzhaushalt verglichen. Die Einzah-

lungen werden nach ihrer Mittelherkunft, die Auszahlungen nach der Mittelverwendung 

strukturiert und die Ermittlung des Ergebnisses findet auch hier anhand von haushalts-

rechtlichen Vorgaben durch die Länder statt.20 Das Ergebnis der Finanzrechnung zeigt 

die dauerhafte Veränderung des Finanzmittelbestandes.21 

Die Vermögensrechnung hingegen ist die Verbindungsstelle zwischen Ergebnis- und Fi-

nanzrechnung, da die Ergebnisse der Ergebnis- und Finanzrechnung direkt in sie ein-

fließen. Der Saldo der Ergebnisrechnung wirkt sich auf das Eigenkapital und der Saldo 

der Finanzrechnung auf die liquiden Mittel aus (siehe Darst. 1-3). Da der Haushaltsplan 

nur den Ergebnis- und Finanzhaushalt abbildet, ist die Vermögensrechnung nur für den 

Jahresabschluss relevant. Sie listet das Gesamtvermögen der Kommune auf und bildet 

dieses in der Aktiv- oder Passivseite der Bilanz zum 31.12. eines Jahres ab.22 

 
16 Vgl. KommunalWiki, Ressourcenverbrauchskonzept, 2020. 
17 Vgl. Kußmaul & Henkes, Kommunale Doppik, 2009, S. 32 f. 
18 Vgl. Fudalla, zur Mühlen & Wöste, 2011, S. 179. 
19 Vgl. Kußmaul & Henkes, Kommunale Doppik, 2009, S. 43. 
20 Vgl. Raupach & Stangenberg, Doppik in der öffentlichen Verwaltung, 2009, S. 23. 
21 Vgl. Kußmaul & Henkes, Kommunale Doppik, 2009, S. 64. 
22 Vgl. ebd., S. 71. 
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Die neue Pflicht zur Ausweisung von Sonderposten (vgl. Kapitel 5) und Rückstellungen 

(vgl. Kapitel 6) im doppischen System, zieht eine Vermögensverschiebung nach sich, 

welche es zu betrachten gilt.23 

 

Darst. 1-3: Das Drei-Komponenten-Modell24 

1.5 Einwände gegen die Doppik 

Obwohl die Kameralistik aufgrund ihrer Mängel weitestgehend abgeschafft wurde, gibt 

es auch bei der Doppik kritische Meinungen. 

Da die Doppik teilweise aus der Privatwirtschaft abgeleitet wurde, sehen Kritiker hier 

einen Zielkonflikt. Wo die Privatwirtschaft ihren Gewinn maximieren möchte, ist die Ver-

waltung gemeinwohlorientiert, weshalb die Kameralistik ausreichen würde. Die Doppik 

bietet aber die Grundlage zur Steuerung sowie Kontrolle der Leistungserstellung für das 

Gemeinwohl und grenzt periodengerecht ab.25 

Der zweite Einwand stützt sich auf die hohen Kosten der Einführung der Doppik. Da die 

Verwaltungen ohnehin schon defizitär wirtschaften, könne sich die Investition gar nicht 

geleistet werden und die Einführung einer erweiterten Kameralistik würde vollkommen 

ausreichen und wäre wirtschaftlicher. Jedoch würde auch die erweiterte Kameralistik 

eine gleichgroße Investition darstellen, da auch hier eine vollständige Erfassung und 

Bewertung von Vermögen stattfinden muss.26 

Ein weiterer Kritikpunkt ist die Möglichkeit Bewertungsspielräume ausnutzen zu können. 

Das birgt die Gefahr, dass die Vermögensrechnung manipuliert werden kann. Allerdings 

müssen sich die Verwaltungen an die gesetzliche Festlegung der Bewertungsspielräume 

halten. So sollte es eigentlich nicht zu Bilanzverfälschungen kommen.27 

  

 
23 Vgl. Pfleiderer, Doppik-Leitfaden, 2012, S. 57. 
24 Vgl. Burth, Drei-Komponenten-Modell (DKM). 
25 Vgl. Raupach & Stangenberg, Doppik in der öffentlichen Verwaltung, 2009, S. 20. 
26 Vgl. ebd., S. 21. 
27 Vgl. ebd. 
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2 Haushaltsplan 

Nach § 2 HGrG dient der Haushaltsplan der Feststellung und Deckung des Finanzbe-

darfs beziehungsweise bei doppisch basierter Haushaltswirtschaft auch des Aufwands, 

der zur Erfüllung der Aufgaben im Bewilligungszeitraum voraussichtlich notwendig ist. 

Der Haushaltsplan bildet also die Legitimationsgrundlage für die Verwaltung, Ausgaben 

zu leisten und Verpflichtungen, in einer bestimmten Periode eingehen zu können. Er 

enthält die Festsetzungen, mit welchen im kommenden Haushaltsjahr geplant wird. Der 

Leiter der Kommunalverwaltung leitet den Haushaltssatzungs- und damit den enthalte-

nen Haushaltsplanentwurf der Gemeindevertretung zu, welche diesen dann beschließt. 

Nach dem Beschluss wird die Haushaltssatzung veröffentlicht. Die Veröffentlichung des 

Haushaltsplans stellt eine Kontrollfunktion dar, um das Handeln der Kommune überwa-

chen zu können. Der beschlossene Haushaltsplan wird Teil des Jahresabschlusses, um 

die geplanten finanzwirtschaftlichen Vorgänge mit den tatsächlich eingetretenen Vorgän-

gen besser vergleichen zu können.28 

2.1 Bestandteile des Haushaltsplans 

In allen drei Ländern besteht der Haushaltsplan aus dem Gesamthaushalt, den Teilhaus-

halten und dem Stellenplan. Der Gesamthaushalt besteht wiederum aus dem Ergebnis-

haushalt und dem Finanzhaushalt. Die Abbildung des Ergebnis- und Finanzhaushalts 

liegt dem Drei-Komponenten-Modell zugrunde.29 In BW und SN besteht der Gesamt-

haushalt zusätzlich aus einem Haushaltsquerschnitt, welcher eine Übersicht über die 

Erträge und Aufwendungen sowie Einzahlungen und Auszahlungen der einzelnen Teil-

haushalte darstellt. SN ist das einzige Land, welches eine zusammengefasste Übersicht, 

aufgegliedert nach Konten fordert. Für den weiteren Vergleich wird ausschließlich der 

Gesamthaushalt betrachtet. 

2.2 Gemeinsamkeiten und Unterschiede im Ergebnishaushalt 

Die Gliederung des Ergebnishaushaltes ist in allen drei Ländern relativ gleich. Es wird in 

ein ordentliches Ergebnis und Sonderergebnis (HE: außerordentliches Ergebnis) geglie-

dert. HE nimmt noch eine zusätzliche Untergliederung des ordentlichen Ergebnisses in 

Verwaltungs- und Finanzergebnis vor. 

Das ordentliche Ergebnis setzt sich aus allen nicht außergewöhnlichen Aufwendungen 

und Erträgen zusammen, genannt ordentliche Aufwendungen und Erträge.30 

Die ordentlichen Erträge setzen sich in BW aus zehn, in HE und SN aus neun Positionen 

zusammen. In SN bilden Zuweisungen und Umlagen mit den Erträgen aus aufgelösten 

 
28 Vgl. Raupach & Stangenberg, Doppik in der öffentlichen Verwaltung, 2009, S. 25. 
29 Vgl. Wirth, Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen im Freistaat Sachsen, S. 31. 
30 Vgl. Fudalla, zur Mühlen & Wöste, 2011, S. 180. 
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Sonderposten einen Gliederungspunkt. BW und HE haben dies getrennt. Thematisch 

kann man diese Verknüpfung jedoch rechtfertigen, da die Bildung von Sonderposten aus 

dem Erhalt von zweckgebundenen Zuweisungen/Zuschüssen resultieren. Hier werden 

jedoch die Zuwendungen/Zuschüsse, die nicht passivierungspflichtig sind, mit den Er-

trägen aus den zu passivierenden Zuwendungen/Zuschüssen vermischt. Sonderposten 

stellen weder Eigen- noch Fremdkapital der Kommune dar und bilden einen eigenen 

Punkt in der Vermögensrechnung ab, weshalb die Trennung auch zur besseren Klarheit 

beiträgt, inwieweit der Sonderposten aufgelöst wurde und welcher Ertrag daraus resul-

tiert. Man sollte dies bereits im Ergebnishaushalt sehen können. BW und SN sind die 

einzigen Länder, die die Zinserträge im ordentlichen Ergebnis aufführen. HE weist für 

die Zinserträge- und Aufwendungen ein extra Ergebnis aus, das Finanzergebnis. Ein 

Grund dafür könnte sein, dass Zinserträge- und aufwendungen rein gar nichts mit dem 

eigentlichen Verwaltungshandeln zu tun haben und deswegen vom Verwaltungsergeb-

nis getrennt ausgewiesen werden. Ein weiterer Grund ist die hohe Verschuldung hessi-

scher Kommunen. Im deutschen Vergleich liegt die kommunale Verschuldung in HE mit 

5.189 Euro je Einwohner knapp hinter saarländischen Kommunen mit 6.844 Euro pro 

Kopf.31 Man möchte den durch die hohen Verbindlichkeiten entstandenen Zinsaufwand 

extra ausweisen, um dessen Belastung besser im Auge behalten und ggf. Maßnahmen 

ergreifen zu können. Für die bessere Beurteilung der eigenen Verwaltungsleistung, ist 

diese Unterteilung angemessen, aber nicht notwendig. Da das Finanzergebnis ohnehin 

ins ordentliche Ergebnis eingeht, hat dies keinen Einfluss auf den Haushaltsausgleich 

o. ä. 

Die ordentlichen Aufwendungen setzen in HE aus acht und in BW sowie SN aus sieben 

Positionen zusammen. HE weißt Steueraufwendungen einschließlich Aufwendungen 

aus gesetzlichen Umlageverpflichtungen extra aus. Steueraufwendungen finden sich in 

BW und SN bei den sonstigen ordentlichen Aufwendungen wieder und Umlageaufwen-

dungen bei den Transferaufwendungen. SN ist das einzige Land, dass explizit Abschrei-

bungen aus aufgelösten Sonderposten zu den Transferaufwendungen packt. Aktive 

Sonderposten entstehen durch gewährte Zuwendungen/Zuschüsse, weshalb die Zuord-

nung korrekt ist. Da diese aber zum Anlagevermögen der Kommune zählen, hätte man 

hier eine Zuordnung der Abschreibungen zu den planmäßigen Abschreibungen im or-

dentlichen Ergebnis vornehmen können, um in diesem alle abzubilden und den Posten 

Transferaufwendungen nicht durch Abschreibungen zu verzerren. 

Das außerordentliche Ergebnis bzw. Sonderergebnis ist ein Saldo aus den außeror-

dentlichen Erträgen und Aufwendungen, welche „außerhalb der gewöhnlichen 

 
31 Vgl. Land Hessen, Kommunale Verschuldung 2017. 
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Geschäftstätigkeit liegen“32 und insbesondere Gewinne und Verluste aus der Veräuße-

rung von Vermögensgegenständen des Anlagevermögens sowie Schäden aus Umwelt-

katastrophen etc. darstellen. Von außerhalb der Geschäftstätigkeit spricht man in der 

Regel dann, wenn sie untypisch und unregelmäßig sind. Untypisch ist auf das reine Ver-

waltungshandeln bezogen.33 

Die Summe aus ordentlichem und außerordentlichem Ergebnis bzw. Sonderergebnis 

bildet in allen drei Ländern den Jahresüberschuss/-fehlbetrag. In BW und SN ist der Er-

gebnishaushalt an dieser Stelle noch nicht beendet, denn es erfolgt noch eine Gliede-

rung, die die Fehlbeträge aus Vorjahren sowie Entnahme aus Rücklagen auflistet und 

daran das Gesamtergebnis ermittelt. 

2.3 Gemeinsamkeiten und Unterschiede im Finanzhaushalt 

Der Finanzhaushalt gliedert sich in den Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf aus laufender 

Verwaltungstätigkeit (BW: des Ergebnishaushalts), Zahlungsmittelmittelüberschuss/-be-

darf aus Investitionstätigkeit (BW: Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus Investiti-

onstätigkeit; SN: Zahlungsmittelsaldo aus Investitionstätigkeit) und Zahlungsmittelüber-

schuss/-bedarf aus Finanzierungstätigkeit (BW: Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf 

aus Finanzierungstätigkeit; SN: Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstätigkeit). Aus 

diesen drei Salden wird die Änderung des Finanzmittelbestands im Haushaltsjahr ermit-

telt. 

Der Saldo aus laufenden Verwaltungstätigkeit ist bei den Einzahlungen in allen drei Län-

dern gleich. Bei den Auszahlungen weißt HE Auszahlungen für Zuweisungen und Zu-

schüsse für laufende Zwecke sowie besondere Finanzauszahlungen und Auszahlungen 

für Steuern einschließlich Auszahlungen aus gesetzlichen Umlageverpflichtungen extra 

aus. Erstere sind in BW und SN bei den Transferauszahlungen und zweitere bei den 

sonstigen haushaltswirksamen Auszahlungen inbegriffen. Interessanterweise wurden 

die Zinsaufwendungen/-erträge im Ergebnishaushalt vom Verwaltungsergebnis ge-

trennt. Im Finanzhaushalt wurden Zinsauszahlungen/-einzahlungen dem Zahlungsmit-

telüberschuss/-fehlbedarf aus laufender Verwaltungstätigkeit jedoch zugeordnet und es 

erfolgt keine getrennte Ausweisung in einem Extrasaldo. 

Der Zahlungsmittelmittelüberschuss/-bedarf aus Investitionstätigkeit (BW: Finanzie-

rungsmittelüberschuss/-bedarf aus Investitionstätigkeit; SN: Zahlungsmittelsaldo aus In-

vestitionstätigkeit) setzt sich aus den Einzahlungen und Auszahlungen dieser Kategorien 

zusammen. Bei den Einzahlungen liegen die Unterschiede nur in der Tiefe der Gliede-

rung. SN spaltet die Einzahlungen aus der Veräußerung von Anlagevermögen weiter auf 

 
32 Vgl. Fudalla, zur Mühlen & Wöste, 2011, S. 181. 
33 Vgl. Fudalla, zur Mühlen & Wöste, 2011, S. 181. 
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als BW und HE. In SN wird hier nach immateriellen Vermögensgegenständen, nach 

Grundstücken, Gebäuden und sonstigen unbeweglichen Vermögensgegenständen, 

nach übrigem Sachanlagevermögen sowie nach Finanzanlagevermögen und Wertpa-

pieren des Umlaufvermögens getrennt. BW und HE trennen ausschließlich die Veräu-

ßerung von Sach- und Finanzanlagevermögen. Des Weiteren fasst HE die Einzahlungen 

aus Investitionszuweisungen/-schüssen und Investitionsbeiträgen unter einem Punkt zu-

sammen. In BW und SN sind beide Einzahlungen getrennt ausgewiesen. HE ist zudem 

das einzige Land, welches keine Einzahlungen für sonstige Investitionstätigkeit aufge-

nommen hat. Bei den Auszahlungen weist HE keine Auszahlungen für Investitionsförde-

rungsmaßnahmen extra aus, da diese bereits bei den Auszahlungen für Investitionen in 

das sonstige Sachanlagevermögen und immaterielle Anlagevermögen enthalten sind. 

SN hat auch hier den Punkt Auszahlungen für sonstige Investitionstätigkeit aufgenom-

men. 

Der Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf aus Finanzierungstätigkeit (BW: Finanzierungs-

mittelüberschuss/-bedarf aus Finanzierungstätigkeit; SN: Zahlungsmittelsaldo aus Fi-

nanzierungstätigkeit) besteht sowohl in BW als auch in HE nur aus zwei Positionen. Zum 

einen aus den Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten und wirtschaftlich ver-

gleichbaren Vorgängen für Investitionen und zum anderen aus den Auszahlungen für 

die Tilgung von Krediten und wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen für Investitionen. 

In HE gehört noch die Auszahlung an das Sondervermögen „Hessenkasse“ dazu. Das 

Sondervermögen „Hessenkasse“ „ist ein bundesweit einmaliges Programm zur Ent-

schuldung hessischer Kommunen von Kassenkrediten und zur Förderung kommunaler 

Investitionen“34. In SN werden die Ein- und Auszahlungen aus sonstiger Wertpapierver-

schuldung extra ausgewiesen. 

Die Summe der drei Salden zeigt, welche Änderung im Finanzmittelbestand im Haus-

haltsjahr eintreten könnte. 

  

 
34 Land Hessen, Hessenkasse. 
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3 Jahresabschluss 

Am Ende eines Kalenderjahres ist durch jede Kommune ein Jahresabschluss aufzustel-

len. Durch diesen soll der aktuelle Vermögens-, Ertrags- und Finanzzustand der Kom-

mune dargestellt und nach außen Rechnung getragen werden. Es findet ein Vergleich 

zwischen den Werten aus der Haushaltsplanung und den tatsächlich eingetretenen Wer-

ten statt. Welche Positionen explizit abgebildet werden müssen, wird durch oder auf-

grund eines Gesetzes des jeweiligen Landes festgelegt.35 

Sowohl BW, HE als auch SN normieren in ihren Gemeindeordnungen eine Aufstellungs-

pflicht des Jahresabschlusses zum Ende eines Haushaltsjahres, welcher nach den 

Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung aufzustellen ist. Alle Geschäftsvorfälle sol-

len demnach in ihrer stattgefundenen Form abgebildet werden (Vollständigkeit und Rich-

tigkeit) und jeder Vorfall soll anhand von Belegen nachverfolgt (Belegeprinzip) werden 

können. Nur der Grundsatz der Klarheit und Übersichtlichkeit, welcher besagt, dass sich 

von jedem „sachverständigen Dritten“36 in geraumer Zeit ein Überblick über die Ge-

schäftsvorfälle verschafft werden kann, wird im Gesetz ausdrücklich normiert.37 

Im Jahresabschluss sollen alle Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgren-

zungsposten, Erträge, Aufwendungen, Ein- und Auszahlungen abgebildet werden, wenn 

durch oder aufgrund eines Gesetzes nichts anderes bestimmt wird. BW nennt hier zu-

sätzlich noch die Rückstellungen, welche man aber mit zu den Schulden zählen kann.38 

Es soll so die tatsächliche Vermögens-, Finanz- und Ertragslage dargestellt werden. Er 

besteht des Weiteren aus drei Teilen, welche dem 3-Komponenten-Modell (Vermögens-

, Ergebnis- und Finanzrechnung) entsprechen. Der Jahresabschluss ist durch einen Re-

chenschaftsbericht zu erläutern und durch einen Anhang zu erweitern. Dieser enthält in 

allen drei Ländern die zu übertragenden Haushaltsermächtigungen. In SN und HE ent-

hält dieser zudem eine Anlagen-, Forderungs- und Verbindlichkeitenübersicht. In BW 

fällt der Anhang durch eine zusätzliche Vermögens- und Schuldenübersicht umfangrei-

cher aus. Die hessischen Kommunen haben im Anhang die wesentlichen Positionen des 

Jahresabschlusses zu erläutern. 

  

 
35 Vgl. Adam & Schindler, Doppik-Leitfaden, 2012, S. 259. 
36 Böcking, Oser, Pfitzer & Wischmann, Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB), 2018. 
37 Vgl. ebd. 
38 Vgl. Häfner, Doppelte Buchführung für Kommunen, 2009, S. 189. 
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3.1 Vermögensrechnung und deren Darstellung in den Ländern 

Die Vermögensrechnung, auch Bilanz genannt, ist das Bindeglied zwischen Ergebnis- 

und Finanzrechnung und spiegelt einen Teil des 3-Komponenten-Modells wider.39 Die 

Bilanz wird ausschließlich im Rahmen des Jahresabschlusses erstellt.40 Bei der Erstel-

lung des Haushaltsplanes existiert diese nicht.41 In ihr soll das gesamte Vermögen und 

Kapital der Kommune in Kontenform aufgeführt werden.42 Diese müssen zunächst im 

Zuge einer Inventur ermittelt und bewertet werden.43 Jedes Land legt die Positionen und 

deren Reihenfolge fest. In den betrachteten Ländern erfolgt dies durch die Haushalts-

verordnungen. 

Auf der linken Seite der Bilanz, der Aktivseite, wird das Vermögen/die Mittelverwendung 

und auf der rechten Seite, der Passivseite, das Kapital/die Mittelherkunft aufgelistet.44 

Die linke Seite der Bilanz wird dabei nach der Liquidierbarkeit sortiert, wobei die „liqui-

deste Form“45 von Vermögen unten steht.46 Da die rechte Seite der Bilanz zeigt, mit wel-

chen Mitteln die linke Seite finanziert wurde, ist die Summe beider Seiten identisch und 

es besteht ein Gleichgewicht. Wenn sich eine Seite verringert oder erhöht, muss sich die 

andere zwingend um den gleichen Wert verringern/erhöhen.47 

In HE und SN wird die aktive Seite der Bilanz nach Anlage- und Umlaufvermögen ge-

trennt. Anlagevermögen ist, das Vermögen, dass der Kommune längerfristig (in der Re-

gel länger als ein Jahr) zur Verfügung stehen soll, das Umlaufvermögen dagegen nur 

kurzfristig.48 In BW erfolgt diese Trennung nicht, da nur nach immateriellem Vermögen, 

Sachvermögen und Finanzvermögen getrennt wird. Alle Vermögengegenstände, die in 

HE und SN dem Umlaufvermögen zugeordnet sind, gehören in BW zum Finanzvermö-

gen, bis auf die Vorräte, welche dem Sachvermögen zugeordnet werden. Das Anlage-

vermögen gliedert sich in immaterielles Vermögen, Sachanlagevermögen (HE: Sachan-

lagen) und Finanzanlagevermögen (HE: Finanzanlagen). Aufgrund der unterschiedli-

chen Gliederung der Vermögensrechnung in BW ist bereits hier klar, dass ein direkter 

Vergleich mit den Kommunen in HE oder SN nicht gegeben ist. 

Immaterielle Vermögensgegenstände sind jene, die nicht körperlicher Natur sind, wie 

z. B. Lizenzen und Rechte. Im Sachanlagevermögen werden alle materiellen Vermö-

gensgegenstände dargestellt. BW und SN trennen hier bebaute und unbebaute 

 
39 Vgl. Kußmaul & Henkes, Kommunale Doppik, 2009, S. 71. 
40 Vgl. ebd. 
41 Vgl. ebd. 
42 Vgl. Häfner, Doppelte Buchführung für Kommunen, 2009, S. 72. 
43 Vgl. Adam & Schindler, Doppik-Leitfaden, 2012, S. 259. 
44 Vgl. Häfner, Doppelte Buchführung für Kommunen, 2009, S. 72. 
45 Ebd. 
46 Vgl. ebd. 
47 Vgl. Fudalla, zur Mühlen & Wöste, Doppelte Buchführung in der Kommunalverwaltung, 2011, S. 32. 
48 Vgl. ebd., S. 31. 
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Grundstücke sowie Bauten auf fremdem Grund und Boden, ordnen Fahrzeuge den Ma-

schinen und technischen Anlagen zu und bilden Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 

extra ab. In HE werden bebaute Grundstücke und Bauten auf fremdem Grund und Boden 

in einem Punkt dargestellt und die Fahrzeuge werden anderen Anlagen, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung zugeordnet. Aus dem hessischen Kontenrahmen wird nicht er-

sichtlich, unter welchem Punkt Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler einsortiert wer-

den, weshalb jene wohl auch unter dem Punkt andere Anlagen, Betriebs- und Geschäfts-

ausstattung laufen. Das Finanzanlagevermögen bildet alle Vermögenswerte ab, die un-

ternehmerischen oder finanziellen Anlagezwecken dienen.49 BW und SN bilden hier das 

Sondervermögen, welches die gemeindeeigenen, rechtlich unselbstständigen Einrich-

tungen darstellt, ab.50 In HE zählt dieses zu den Anteilen an verbundenen Unternehmen. 

Hier wird keine Trennung zwischen gemeindeeigenen und Anteilen an gemeindefrem-

den Unternehmen vorgenommen. Die Inhalte des sächsischen Umlaufvermögens sind 

genauso in BW dargestellt und bestehen aus vier Positionen. Hierzu zählen die Vorräte, 

die öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Forderungen sowie die liquiden Mittel. In 

HE werden die fertigen und unfertigen Erzeugnisse, Leistungen und Waren separat aus-

gewiesen und es erfolgt eine tiefere Gliederung bei den Forderungen. Am Ende der Ak-

tivseite werden die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten und die nicht gedeckte Fehl-

beträge ausgewiesen.51 

Die passive Seite der Bilanz gliedert sich in das Eigenkapital (SN: Kapitalposition), Son-

derposten, Rückstellungen, Verbindlichkeiten und passive Rechnungsabgrenzungspos-

ten. Auf Sonderposten, Rückstellungen und Rücklagen wird in den Kapiteln 5, 6 und 9 

näher eingegangen. Das Eigenkapital/die Kapitalposition setzt sich aus dem Basiskapital 

(HE: Netto-Position) und den Rücklagen zusammen. Das Basiskapital ist das Kapital, 

welches sich aus der Differenz des Gesamtvermögens und den Sonderposten, Rück-

stellungen, Verbindlichkeiten sowie passiven Rechnungsabgrenzungsposten ergibt. Zu-

sätzlich wird in den Ländern noch der Fehlbetrag des aktuellen Haushaltsjahres und aus 

den Vorjahren aufgeführt; in BW aber nur der Fehlbetrag des ordentlichen Ergebnisses. 

HE ist das einzige Land, welches den Jahresüberschuss des aktuellen Haushaltsjahres 

ausweist, diesen aber im folgenden Haushaltsjahr den Rücklagen zuführt. Wie bei den 

Forderungen auf der Aktivseite, geht HE bei den Verbindlichkeiten auf der Passivseite 

mehr in die Tiefe und gliedert feiner als BW und SN. HE trennt hier bspw. die Investitions- 

von den Liquiditätskrediten. Am Ende der Passivseite werden die passiven Rechnungs-

abgrenzungsposten ausgewiesen. 

 
49 Vgl. Raupach & Stangenberg, Doppik in der öffentlichen Verwaltung, 2009, S. 113. 
50 Vgl. Burth, Sondervermögen. 
51 Vgl. Adam & Schindler, Doppik-Leitfaden, 2012, S. 260 ff. 
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3.2 Vergleich der Ergebnis-/Finanzrechnung mit dem Ergebnis-/Finanzhaushalt 

Im Vergleich ist festzustellen, dass sich hier wenig Unterschiede ergeben. Da der Ergeb-

nis- sowie Finanzhaushalt die Plandaten für das Haushaltsjahr liefert und die Ergebnis- 

sowie Finanzrechnung die tatsächlich eingetretenen Werte widerspiegeln, ist aus logi-

schen Gründen bereits klar, dass die Gliederung ähnlich bis gleich sein wird. 

Der Aufbau des Ergebnishaushalts und der Ergebnisrechnung unterscheidet sich in BW 

und HE nicht voneinander. In SN findet lediglich eine teilweise Umbenennung der Punkte 

20 bis 28 in der Ergebnisrechnung statt und es wird erst in der Ergebnisrechnung die 

Ergebnisverwendung aufgelistet. 

Einen signifikanten Unterschied stellt nur das Einfließen von haushaltsunwirksamen 

Zahlungsvorgängen in der Finanzrechnung dar. Diese sind nicht planbar und werden 

deshalb erst in der Finanzrechnung sichtbar. Es handelt sich hierbei zumeist um Liqui-

ditätskredite. 

Beim Vergleich der Ergebnis- und Finanzrechnung der Länder bestehen die Unter-

schiede auch lediglich in dem Umfang, der bereits im Ergebnis- und Finanzhaushalt fest-

gestellt wurde. 
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4 Gesamtabschluss 

Für die Kommunen besteht die Möglichkeit, Aufgaben außerhalb der Kernverwaltung 

durch Ausgliederung wahrzunehmen. Durch das landespezifische Kommunalrecht ha-

ben die Kommunen hierbei Wahlfreiheit bei der Organisations- und Rechtsform. Die Aus-

gliederung kann aber einen verringerten kommunalen Einfluss auf die jeweilige Aufga-

benerfüllung nach sich ziehen. Jeder Aufgabenträger erstellt seine eigene Jahresrech-

nung und seinen eigenen Jahresabschluss52, was zu einem Mangel an Informationen 

und zu Controllingproblemen führt, da kein Gesamtüberblick vorliegt. Um diese Nach-

teile zu minimieren, wurde mit der Reform des Haushaltsrechts der kommunale Gesamt-

abschluss bzw. konsolidierte Jahresabschluss eingeführt, welcher die vollständige 

Haushaltslage der Kernverwaltung und der ausgegliederten Aufgabenbereiche abbil-

det.53 

Zunächst ist wichtig, dass nicht überall die Pflicht besteht, einen Gesamtabschluss auf-

stellen zu müssen. BW und HE haben ihre Kommunen verpflichtet dies zu tun. In SN ist 

es den Kommunen freigestellt, einen Gesamtabschluss zu erstellen, da hier eine Kann-

Regelung vorliegt. Bis zum 12. Juli 2019 hatte auch SN eine Pflicht zur Gesamtabschlus-

serstellung. Mit dem vierten Gesetz zur Änderung der Sächsischen Gemeindeordnung 

vom 25. Juni 2019 (SächsGVBl. S. 494) ist aus der Muss- eine Kann-Regelung gewor-

den. 

Der Gesamtabschluss beinhaltet eine zusammengefasste Ergebnis- und Vermögens-

rechnung des gesamten Konsolidierungskreises, also aller einzubeziehenden Aufgaben-

träger.54 Die Haushaltsverordnungen richten sich hierbei stark nach dem HGB, aber auf-

grund der besonderen öffentlich-rechtlichen Rechtsformen gibt es einige Differenzen. 

Der Konsolidierungskreis ist in den drei Ländern zu großen Teilen unterschiedlich. Bei 

allen ist gleich, dass das Sondervermögen, also die rechtlich unselbstständigen Einrich-

tungen55, dazugehören. Was zum Sondervermögen gehört ist wiederum unterschiedlich. 

In allen drei Ländern gehören die Eigenbetriebe und die unselbstständigen örtlichen Stif-

tungen dazu. In SN und HE wären dies noch die öffentlichen Einrichtungen und in BW 

und HE zählen die Gemeindegliedervermögen und rechtlich unselbstständigen Versor-

gungs- und Versicherungseinrichtungen zum Sondervermögen. Des Weiteren gehören 

zum Konsolidierungskreis die Zweckverbände und die rechtlich selbstständigen Organi-

sationseinheiten, ausgenommen die Sparkassen. Zusätzlich gehört in BW die Verwal-

tungsgemeinschaft, in HE die Arbeitsgemeinschaften nach dem Gesetz über die 

 
52 Vgl. Jänchen, Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen im Freistaat Sachsen, S. 150. 
53 Enkhardt, Kummer & Rothermel, Doppik-Leitfaden, 2012, S. 316. 
54 Vgl. Vgl. Jänchen, Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen im Freistaat Sachsen, S. 151. 
55 Burth, Sondervermögen. 
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kommunale Gemeinschaftsarbeit, die Wasser- und Bodenverbände nach dem Wasser-

verbandsgesetz, die rechtlich selbstständigen örtlichen Stiftungen sowie die Aufgaben-

träger, deren finanzielle Grundlage wegen rechtlicher Verpflichtung wesentlich durch die 

Gemeinde gesichert wird und in SN die Verwaltungsverbände zum Konsolidierungskreis. 

Hier ist bereits ersichtlich, dass HE die größte und SN die kleinste Menge zu konsolidie-

ren hat. 

Hinsichtlich der Konsolidierungsmethode unterscheiden die Gemeindeordnungen zwi-

schen der Vollkonsolidierung und der Eigenkapitalmethode. Die Vollkonsolidierung rich-

tet sich nach den §§ 300 bis 309 HGB und wird auf die Aufgabenträger angewendet, auf 

die die Kommune einen unmittelbar und mittelbar beherrschenden Einfluss (mehr als 

50%ige Anteilseignung)56 ausüben kann. In HE finden nur die §§ 300 bis 307 HGB An-

wendung, was zur Folge hat, dass im Jahresabschluss des Kernhaushalts und im Jah-

resabschluss des Konsolidierungskreises unterschiedliche Bewertungsmethoden ange-

wendet werden können. Bei der Vollkonsolidierung „werden zunächst die Einzelab-

schlüsse des Kernhaushalts und der einzubeziehenden verselbstständigten Aufgaben-

bereiche zu einem Summenabschluss addiert. Anschließend sind durch verschiedene 

Konsolidierungsmaßnahmen sowohl die Vermögens- und Schuldposten der Summenbi-

lanz als auch die Ertrags- und Aufwandsposten der Summenergebnisrechnung, die 

durch konzerninternen Leistungsaustausch entstanden sind, zu eliminieren.“57 Auf die 

Aufgabenträger, auf die die Kommune nur maßgeblichen Einfluss (in der Regel 20 bis 

50%ige Anteilseignung) hat, findet die Eigenkapital- bzw. Equity-Methode nach § 312 

HGB Anwendung. Hier wird „der Wertansatz der Beteiligung der Gemeinde an den ver-

selbstständigten Aufgabenträgern für die Aufnahme in den Gesamtabschluss dadurch 

ermittelt, dass die ursprünglichen Anschaffungs- und Herstellungskosten der Beteiligung 

in den Folgejahren fortgeschrieben werden und zwar jeweils der Entwicklung des antei-

ligen bilanziellen Basiskapitals oder der anteiligen bilanziellen Kapitalposition entspre-

chend.“58 

Die im Gesamtabschluss fehlende Finanzrechnung wird durch die Kapitalflussrechnung 

ersetzt, welche gleich aufgebaut ist. Lediglich eine etwas andere Bezeichnung der Sal-

den ist zu erkennen.59 

Der interkommunale Vergleich der Gesamtabschlüsse ist so gut wie unmöglich, da die 

Konsolidierungskreise und Bewertungsmethoden in den Ländern zu unterschiedlich 

sind.  

 
56 Vgl. Jänchen, Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen im Freistaat Sachsen, S. 152. 
57 Enkhardt, Kummer & Rothemel, Doppik-Leitfaden, 2012, S. 232. 
58 Jänchen, Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen im Freistaat Sachsen, S. 152. 
59 Vgl. ebd., S. 153. 
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5 Sonderposten 

Sonderposten werden gebildet, um zu- oder abgeflossenes Eigenkapital, welches einer 

Zweckbindung unterliegt, zu kennzeichnen und der jeweiligen Haushaltsperiode zuzu-

ordnen.60 Sonderposten kommen in zwei verschiedenen Formen vor, die es getrennt zu 

betrachten gilt. Auf der Aktivseite der Bilanz wird der aktive Sonderposten und auf der 

Passivseite der Bilanz der passive Sonderposten ausgewiesen. Die Pflicht oder Wahl 

zur Bildung von Sonderposten legen die Länder jeweils selbst fest. 

Der aktive Sonderposten wird gebildet, wenn eine Kommune eine(n) Zuschuss/Zuwen-

dung an einen Dritten gewährt. Oftmals stellen dies Investitionszuschüsse/-zuwendun-

gen dar. Er wird über die Dauer der Nutzung des bezuschussten Vermögensgegenstan-

des abgeschrieben und stellt demnach für die Kommune Aufwand dar. Sollte für ge-

währte Zuschüsse keine Bildungspflicht von Sonderposten bestehen, besteht für die 

Kommunen die Möglichkeit, die Transferzahlung in voller Höhe als Aufwand zu verbu-

chen. Dies hat zur Folge, dass die Ergebnisrechnung in diesem Haushaltsjahr deutlich 

niedriger ausfällt, als wenn ein aktiver Sonderposten gebildet und Jahr für Jahr abge-

schrieben würde. 

Der passive Sonderposten wird im Gegensatz zum aktiven Sonderposten dann gebildet, 

wenn die Kommune eine zweckgebundene Zuweisung/Zuwendung erhält und wird ent-

sprechend der Nutzungsdauer des bezuschussten Vermögensgegenstandes ertrags-

wirksam aufgelöst, um dessen Abschreibung zu kompensieren.61 

5.1 Regelungen der Länder für die Bildung von Sonderposten 

Betrachtet man die Regelungen der Länder, stellt man fest, dass diese sich nicht signi-

fikant unterscheiden. Für die passiven Sonderposten besteht sowohl in BW, HE als auch 

SN die Pflicht, diese zu bilden und ertragswirksam aufzulösen. Bei den aktiven Sonder-

posten sieht es anders aus, denn diese sind nur in BW und HE zwingend zu bilden. BW 

hat die Pflichtregelung erst 2016 eingeführt. Vorher bestand auch hier eine Kann-Rege-

lung. Allein in SN besteht aktuell eine Kann-Regelung zur Bildung von aktiven Sonder-

posten. Die sächsische Regelung führt dazu, dass die sächsischen Kommunen entwe-

der einen Sonderposten bilden und diesen über die Jahre der Nutzung aufwandswirk-

sam abschreiben oder die Gewährung der Zuwendung/des Zuschusses als Aufwand in 

voller Höhe in das jeweilige Haushaltsjahr aufnehmen. Zweitere Möglichkeit kann dazu 

führen, dass die Kommune beim Haushaltsausgleich in Schwierigkeiten kommen 

könnte. 

 
60 Vgl. Raupach & Stangenberg, Doppik in der öffentlichen Verwaltung, 2009, S. 130. 
61 Vgl. ebd. 
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5.2 Bedeutung für den kommunalen Jahresabschluss 

Die aktiven und passiven Sonderposten haben jeweils ihre eigene Bedeutung im Jah-

resabschluss, da sie sich in der Vermögensrechnung an unterschiedlichen Stellen be-

finden. Beginnend mit dem aktiven Sonderposten zählt dieser in HE und SN zum Anla-

gevermögen. Wo er in HE den immateriellen Vermögensgegenständen zugeordnet wird, 

gehört er in SN weder zu den immateriellen Vermögensgegenständen noch zum Sach- 

oder Finanzanlagevermögen, sondern bildet einen eigenen Punkt im Anlagevermögen. 

In BW zählt er allerdings zu den Abgrenzungsposten, also weder zum Anlage- noch zum 

Umlaufvermögen. Welche dieser Regelungen besser ist, ist schwer zu sagen. Die Zu-

ordnung zum Anlagevermögen steigert das Verhältnis des Anlagevermögens zum Ge-

samtvermögen (Anlagenintensität).62 Hier kann abgeleitet werden, ob die Abschreibun-

gen in Folgejahren eher höher oder niedriger sein werden.63 Da aktive Sonderposten 

aufwandsmäßig abgeschrieben werden müssen, macht eine Zuordnung zum Anlagever-

mögen Sinn, da die Zuordnung zu den Abgrenzungsposten die Anlageintensität nicht 

erhöht, aber trotzdem Aufwendungen in Form von Abschreibungen entstehen, die man 

durch die geringe Anlagenintensität übersehen könnte. Auf der anderen Seite werden 

aktive Sonderposten aufgrund bezuschusster Investitionen gebildet, also Vermögen, 

welches nicht mehr der Kommune gehört. Aus diesem Grund sollte man die Sonderpos-

ten auch nicht mit zum Anlagevermögen der Kommune zählen und extra ausweisen. Die 

bessere Regelung stellt jedoch die Zuordnung zum Anlagevermögen dar. Hier kann 

durch die Erhöhung der Anlagenintensität und der aufwandswirksamen Auflösung bes-

ser abgeschätzt werden, ob die Abschreibungsquote in Folgejahren eher hoch oder nied-

rig sein wird. So kann das Ziel des Haushaltsausgleichs besser im Blick behalten wer-

den. 

Die passiven Sonderposten stehen in der Vermögensrechnung in allen drei Ländern zwi-

schen dem Eigen- und Fremdkapital. Sie gehören weder zum Fremdkapital, da mit ihnen 

keine Rückzahlungsverpflichtung einhergeht, noch gehören sie zum Eigenkapital, da sie 

durch Leistungen Dritter entstanden sind. Durch ertragswirksame Auflösung haben die 

passiven Sonderposten trotzdem einen Einfluss auf das Eigenkapital der Kommune. 

BW, HE und SN weisen explizit in der Vermögensrechnung passive Sonderposten für 

Investitionszuweisungen, -zuschüsse und Investitionsbeiträge sowie für Sonstiges aus. 

HE und SN haben zusätzlich noch Sonderposten für Gebührenausgleiche und HE ist 

das einzige Land, welches Sonderposten für Umlagen nach § 50 III des Finanzaus-

gleichsgesetzes ausweist.  

 
62 Vgl. Burth, Finanzkennzahlen in der Doppik, 2012. 
63 Vgl. ebd. 
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6 Rückstellung 

Der Ursprung zum Abbilden von Rückstellungen liegt in dem Konzept zum Ressourcen-

verbrauch der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement aus dem 

Jahr 1995. Als Hintergrund wird hier die getrennte Veranschlagung von Aufwand und 

Auszahlung genannt. Aufwand soll in dem Haushaltsjahr seiner wirtschaftlichen Entste-

hung, die dazugehörige Auszahlung aber erst in dem Haushaltsjahr, in welchem die tat-

sächliche Auszahlung erfolgt, veranschlagt werden.64 

Durch die periodengerechte Trennung kann die Kommune besser nachvollziehen, wann 

Aufwand entstanden ist, welche finanziellen Belastungen dadurch zukünftig eintreten 

werden und wie es um ihre künftige Leistungsfähigkeit steht.65 Durch den aufwandswirk-

samen Charakter einer Rückstellung, geht auch immer die Verschlechterung des Jah-

resergebnisses einher.66 

6.1 Voraussetzungen zur Bildung einer Rückstellung 

Die Gemeinde- und Haushaltsverordnungen der einzelnen Länder bilden die Grundlage 

zur Bilanzierung von Rückstellungen.67 Rückstellungen sind für ungewisse Verbindlich-

keiten und für hinsichtlich ihrer Höhe oder des Zeitpunkts ihres Eintritts unbestimmte 

Aufwendungen in angemessener Höhe zu bilden. Ungewiss ist eine Verpflichtung dann, 

wenn die Kommune zum Stichtag der Eröffnungsbilanz nicht weiß, wann und in welcher 

Höhe eine Verpflichtung zu einem Dritten besteht.68 Ob eine Rückstellung gebildet wer-

den muss oder kann, ist immer von den rechtlichen Vorgaben abhängig. Es stellt sich 

hierbei die Frage, ob eine Bildungspflicht besteht oder ob die Kommunen das Recht 

haben, für einen Sachverhalt Rückstellungen bilden zu können. Um die Rückstellung 

letztendlich auch bilden zu können, muss die Kommune mit einer Wahrscheinlichkeit von 

mehr als 51 % auch davon ausgehen können, dass sie diese Verpflichtung erfüllen 

muss. Hierbei müssen mehr Gründe für als gegen die Bildung sprechen.69 

Rückstellungen dürfen nur aufgelöst werden, wenn der Grund ihrer Bildung entfallen ist. 

BW und SN normieren dies in ihren Gemeindeordnungen. In der hessischen Gemeinde-

ordnung ist dies so nicht aufgeführt, dafür aber in der hessischen Haushaltsverordnung. 

Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass die Auflösung von Rückstellungen 

bei entfallen des Bildungsgrundes auch in HE rechtmäßig ist, da Rückstellungen sonst 

 
64 Vgl. Wirth, Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen, 2009, S. 38. 
65 Vgl. Pfleiderer, Doppik-Leitfaden, 2012, S. 57. 
66 Vgl. Jänchen, Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen, 2009, S. 146. 
67 Vgl. Pfleiderer, Doppik-Leitfaden, 2012, S. 57. 
68 Vgl. ebd., S. 59. 
69 Vgl. BFH v. 02.10.1992, III R 54/91, BStBl. II 1993, 153. 
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nicht aus der Vermögensrechnung verschwinden und durch ihren aufwandswirksamen 

Charakter die Bilanz der Kommune künstlich verschlechtern. 

6.2 Bildungspflicht/-recht einer Rückstellung  

In den Haushaltsverordnungen haben die Länder geregelt für welche Fälle eine Bil-

dungspflicht besteht. SN hat mit zehn Fällen die meisten Regelungen getroffen. HE re-

gelt neun Pflichtfälle und BW sechs. Eine genaue Gegenüberstellung findet sich in An-

lage 1. Hierbei fällt auf, dass nicht alle Länder für die gleichen Sachverhalte Rückstel-

lungen bilden lassen, sondern dass einige Unterschiede zu erkennen sind. Die Darst. 6-

1 zeigt die Art der Rückstellung, die nur in dem jeweiligen Land gebildet werden muss. 

Baden-Württemberg - die Verpflichtungen aus der Erstattung von Unterhaltsvor-
schüssen 
- den Ausgleich von ausgleichspflichtigen Gebührenüber-
schüssen 

Hessen - die Pensionsverpflichtungen aufgrund von beamtenrechtli-
chen oder vertraglichen Ansprüchen nach Maßgabe des § 41 
Abs. 6 
- die Beihilfeverpflichtungen gegenüber Versorgungsempfän-
gern sowie Beamten und Arbeitnehmern für die Zeit nach dem 
Ausscheiden aus dem aktiven Dienst beziehungsweise Ar-
beitsverhältnis 

Sachsen - ungewisse Verbindlichkeiten aufgrund von Steuerschuldver-
hältnissen 
- sonstige vertragliche oder gesetzliche Verpflichtungen zur 
Gegenleistung gegenüber Dritten, die im laufenden Haushalts-
jahr wirtschaftlich begründet wurden und die der Höhe nach 
noch nicht genau bekannt sind, sofern sie erheblich sind 

Darst. 6-1: Einzigartige Regelung der Länder zur Bildung von Rückstellungen 

6.3 Auswirkung der unterschiedlichen Bildungspflichten auf die Vergleichbar-
keit 

Letztendlich stellt sich die Frage, ob sich die unterschiedlichen Bildungsverpflichtungen 

auf die Vermögensrechnung und damit auch auf die Vergleichbarkeit der Kommunen 

untereinander auswirkt. Aufgrund der unterschiedlichen Bildungspflichten ist keine ge-

naue Auswirkung für die Vergleichbarkeit erkennbar. Einfluss wird aber auf jeden Fall 

die Anzahl der Kommunalbeamten auf die Pensionsrückstellungsbildung haben. HE 

steht mit 12.945 Kommunalbeamten (Stand: 30.06.2016)70 auf Platz 5 der Länder mit 

den meisten Kommunalbeamten. Pensionsrückstellungen sind u. a. sofort dann zu bil-

den, sobald ein Beamter einen Versorgungsanspruch erlangt.71 Dies ist regelmäßig dann 

der Fall, wenn er eine Dienstzeit von 5 Jahren erreicht hat. 5 Jahre stellen keinen langen 

Zeitraum dar, weshalb geschätzt für ca. 90 % aller hessischen Kommunalbeamten 

 
70 Vgl. Bundesleitung des dbb beamtenbund und tarifunion, Zahlen Daten Fakten 2018, 2018, S. 15. 
71 Vgl. Raupach & Stangenberg, Doppik in der öffentlichen Verwaltung, 2009, S. 134 f. 
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jährlich Rückstellungen gebildet werden müssen. Ein Grund, dass HE von den drei Län-

dern das einzige mit der Regelung zur Pensionsrückstellungsbildung ist, liegt eindeutig 

in der Menge der Beamten. BW hingegen hat 28.635 Kommunalbeamte (Stand: 

30.06.2016)72, aber keine Regelung zur Bildung von Pensionsrückstellungen getroffen. 

Die Folgen davon könnten gravierend sein. Wenn keine jährlichen Rückstellungen ge-

bildet werden, die den Aufwand auf mehrere Jahre verteilen, kann es jetzt, in Zeiten des 

Generationenwechsels in den Verwaltungen, in denen viele Beamte ihre Pension in An-

spruch nehmen, passieren, dass baden-württembergische Kommunen Probleme be-

kommen, ihren Haushaltsausgleich zu vollziehen, da es zu hohen Personalaufwendun-

gen kommt und damit evtl. zu hohen Fehlbeträgen im ordentlichen Ergebnis.  

Es kann erwartet werden, dass hessische Kommunen aufgrund der Höhe der Pensions-

rückstellungen mehr Fremdkapital ausweisen, als baden-württembergische und sächsi-

sche Kommunen. Die genauen Auswirkungen können aber erst im Kapitel 11 nachge-

wiesen werden, wenn tatsächliche Werte verglichen werden. 

  

 
72 Vgl. Bundesleitung des dbb beamtenbund und tarifunion, Zahlen Daten Fakten 2018, 2018, S. 15. 
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7 Kredit 

Wie im privaten Leben reichen auch die aktuell vorhandenen Finanzmittel von Kommu-

nen nicht immer aus, um große Auszahlungen tätigen zu können. Aus den Grundsätzen 

der Einnahmenbeschaffung heraus, sollen Kredite erst dann aufgenommen werden, 

wenn die Ausschöpfung aller anderen Einnahmearten nicht ausreicht. Kredite sind gem. 

der Haushaltsverordnungen der Länder unter der Verpflichtung zur Rückzahlung von 

Dritten oder von Sondervermögen mit Sonderrechnung aufgenommenes Kapital, mit 

Ausnahme der Kassenkredite. Aus dieser Begriffsbestimmung heraus ist erkenntlich, 

dass neben Investitionskrediten auch Kassen- bzw. Liquiditätskredite existieren. Beide 

Kreditarten werden in der Passivseite der Bilanz unter den Verbindlichkeiten ausgewie-

sen.73 

Die Kreditaufnahme wird nur im Finanzhaushalt bzw. der Finanzrechnung abgebildet. 

Ausschließlich die mit der Aufnahme einhergehende Zinszahlung führt zu Aufwand und 

ist daher im Ergebnishaushalt bzw. Ergebnisrechnung abzubilden.74 

7.1 Investitionskredit 

Die Investitionskredite unterliegen strengen Regelungen. Sie dürfen ausschließlich für 

Investitionen, Investitionsfördermaßnahmen oder zur Umschuldung aufgenommen wer-

den. Eine Investition ist nach geltendem Haushaltsrecht eine Auszahlung für die Meh-

rung des Anlagevermögens. Investitionsfördermaßnahmen sind Zuweisungen, Zu-

schüsse und Darlehen für Investitionen Dritter und für Investitionen der Sondervermögen 

mit Sonderrechnung. Eine Umschuldung stellt die Tilgung eines Kredits mit gleichzeitiger 

Aufnahme eines neuen Kredits ohne Veränderung der Höhe der Verbindlichkeiten dar 

und wird bspw. häufig bei Ablauf von Zinsbindungsfristen durchgeführt. Investitionskre-

dite stehen immer unter Vorbehalt der Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde. Der 

Gesamtbetrag der geplanten Kreditaufnahme steht bereits im Zuge der Aufstellung der 

Haushaltssatzung unter Gesamtgenehmigungspflicht durch die Rechtsaufsichtsbe-

hörde. Die Gefährdung der dauernden Leistungsfähigkeit durch die Tilgungszahlungen 

stellt einen Versagungsgrund der Genehmigung dar. Zwischen den Ländern liegen keine 

Unterschiede vor, die sich auf die Vergleichbarkeit untereinander auswirken. 

Die Aufnahme von Investitionskrediten wird bereits im Haushaltsplan veranschlagt, da 

der Gesamtbetrag der geplanten Kreditaufnahme bereits im Vorjahr im Zuge der Erstel-

lung der Haushaltssatzung genehmigt werden muss. Aufgrund des Planungsfaktors von 

 
73 Vgl. Burth, Kredit. 
74 Vgl. Fudalla, zur Mühlen & Wöste, Doppelte Buchführung in der Kommunalverwaltung, 2011, S. 104. 
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Investitionskrediten erscheint die Kreditaufnahme und deren Tilgung im Finanzhaushalt 

und der Finanzrechnung. 

7.2 Liquiditätskredit 

Liquiditätskredite dienen der kurzfristigen Deckung von Auszahlungsverpflichtungen, so-

weit für die Kasse keine anderen Mittel zur Verfügung stehen.75 Da die Gemeinde die 

rechtzeitige Leistung der Auszahlung sicherzustellen hat, kann im Notfall auf Kassenk-

redite zurückgegriffen werden. Der Höchstbetrag ist in der Haushaltssatzung niederge-

schrieben, welche den Haushaltsplan enthält und jährlich vom zuständigen Organ der 

Kommune beschlossen wird. Die Ermächtigung behält solang ihre Gültigkeit, bis eine 

neue Haushaltssatzung beschlossen wurde. In BW bedarf der Höchstbetrag der Kas-

senkredite nur der Genehmigung durch die Rechtsaufsichtsbehörde, wenn er ein Fünftel 

der im Ergebnishaushalt veranschlagten ordentliche Aufwendungen übersteigt; in SN, 

wenn er ein Fünftel der im Finanzhaushalt veranschlagten Auszahlungen für laufende 

Verwaltungstätigkeit übersteigt. Dies hat zur Folge, dass die Schwelle zur Genehmi-

gungspflicht in BW tendenziell höher liegt als in SN, da die ordentlichen Aufwendungen 

durch Einberechnung der Abschreibungen auf das Anlagevermögen und die aktiven 

Sonderposten höher ausfallen als die Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit. 

Die hessischen Kommunen benötigen im Gegensatz für den Höchstbetrag immer die 

Genehmigung der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde. 

Die Aufnahme von Liquiditätskrediten wird nur in der Finanzrechnung ausgewiesen, da 

diese nicht geplant werden und daher nicht im Haushaltsplan sowie dem Finanzhaushalt 

veranschlagt werden können. Erst am Ende eines Jahres können diese im Jahresab-

schluss abgebildet werden. 

  

 
75 Vgl. Kußmaul & Henkes, Kommunale Doppik, 2009, S. 22. 
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8 Abschreibung 

Nach den Haushaltsverordnungen der Länder sind die Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten der Vermögensgegenstände des Anlagevermögens, deren Nutzung zeitlich be-

grenzt ist, um planmäßige Abschreibungen zu vermindern. Die Nutzung von Vermögens-

gegenständen hat deren Wertminderung durch Abnutzung zur Folge, welche mit der Ab-

schreibung berücksichtigt wird. Auch eine wirtschaftliche Überholung durch Innovations-

entwicklung im Sinne von neueren und verbesserten Modellen fließt in die Abschreibung 

ein. Um eine periodengerechte Abgrenzung zu erreichen, wird planmäßig abgeschrie-

ben. Eine Investition ist zunächst erfolgsneutral, da nur ein Tausch auf der Aktivseite der 

Bilanz stattfindet. Es werden liquide Mittel verbraucht, dafür steigt das Anlagevermögen. 

Das Gesamtvermögen bleibt dabei unverändert. Die Abschreibung stellt Aufwand dar 

und geht somit direkt in den Ergebnishaushalt ein. Im Gegenzug verringert sich der 

Buchwert des abgeschriebenen Vermögensgegenstandes. Das Gesamtvermögen ver-

ringert sich, da die Summen beider Seiten der Bilanz kleiner werden. Durch die planmä-

ßige Abschreibung wird der Ressourcenverbrauch aber nur dem Haushaltsjahr zuge-

rechnet, in dem der Vermögensgegenstand auch tatsächlich genutzt wird. Folglich sind 

Abschreibungen nur ergebnis-, aber nicht zahlungswirksam und werden daher nicht im 

Finanzhaushalt abgebildet. Neben planmäßigen Abschreibungen existieren auch die au-

ßerplanmäßigen Abschreibungen, die eine unplanbare und dauerhafte Wertminderung 

darstellen. Diese Abschreibungsart kann im Gegensatz zur planmäßigen Abschreibung 

auch bei Vermögengengegenständen, deren Nutzung nicht begrenzt ist, wie z. B. Grund-

stücken und Gebäuden, auftreten. Die Beschädigung eines Gebäudes durch plötzlich 

auftretendes Hochwasser könnte ein Grund für außerplanmäßige Abschreibung sein.76 

8.1 Unterschiedliche Länderregelung bei der planmäßigen Abschreibung 

Die Länder haben für planmäßige Abschreibungen teilweise unterschiedliche Regelun-

gen getroffen, die sich auf die Ergebnisrechnung und damit auf das Eigenkapital sowie 

den Haushaltsausgleich auswirken. 

Die Höhe der planmäßigen Abschreibung ist von verschiedenen Faktoren abhängig. 

Zum einen wären dies die Anschaffungs- oder Herstellkosten, die jährlich um die plan-

mäßige Abschreibung verringert werden. Anschaffungskosten sind die Aufwendungen, 

die geleistet werden, um einen Vermögensgegenstand zu erwerben und in einen be-

triebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit sie dem Vermögensgegenstand einzeln zu-

geordnet werden können. Die Herstellkosten hingegen sind die Aufwendungen, die 

durch den Verbrauch von Gütern und die Inanspruchnahme von Diensten für die Her-

stellung eines Vermögensgegenstandes, seine Erweiterung oder für eine über seinen 

 
76 Vgl. Fudalla, zur Mühlen & Wöste, Doppelte Buchführung in der Kommunalverwaltung, 2011, S. 118 ff. 
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ursprünglichen Zustand hinausgehende, wesentliche Verbesserung entstehen. Bei die-

sem Faktor sind sich die Länder noch einig. 

Der zweite beeinflussende Faktor ist die Nutzungsdauer des Vermögensgegenstandes. 

Häufig ist die Nutzungsdauer in amtlichen Abschreibungstabellen vorgegeben und auch 

verbindlich wie in SN. In BW und HE wird in den Haushaltsverordnungen jedoch festge-

legt, dass sich die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer auf Grundlage von Erfahrungs-

werten und unter Berücksichtigung von Beschaffenheit und Nutzung des Vermögensge-

genstands bestimmt. Hier kann die Kommune also selbst Nutzungsdauern ermitteln und 

festlegen oder aber auf bereits erstellte Abschreibungstabellen zurückgreifen, was übli-

cherweise der Fall ist. In den Abschreibungstabellen der Länder, sind teilweise interes-

sante Unterschiede festzustellen. 

Beim dritten Faktor, dem Abschreibungsverfahren, gehen die Regelungen weiter ausei-

nander. Gleich ist in allen Ländern, dass die lineare Abschreibung erlaubt ist. Das heißt, 

das über die Nutzungsdauer des Vermögensgegenstandes in jedem Jahr der gleiche 

Betrag abgeschrieben wird. Der jährliche Abschreibungsbetrag errechnet sich dabei wie 

folgt: 

Abschreibungsbetrag = Anschaffungs- bzw. Herstellkosten / Nutzungsdauer 

Zusätzlich ist in BW, HE und SN in Ausnahmefällen die Leistungsabschreibung erlaubt. 

Der Abschreibungsbetrag wird hier von der tatsächlichen Inanspruchnahme des Vermö-

gensgegenstandes beeinflusst.77 Die maßgeblichen Leistungseinheiten können ver-

brauchte Kilometer oder gelaufene Betriebsstunden sein.78 Die Abschreibung nach Leis-

tungseinheiten eignet sich, wenn die tatsächliche Nutzung im Vordergrund steht und eine 

unterschiedliche Beanspruchung erfolgt.79 Nur in BW und HE ist die degressive Ab-

schreibung als weitere Möglichkeit erlaubt. Auch diese darf nur in begründeten Ausnah-

mefällen angewendet werden. Hier wird ein bestimmter gleichbleibender Prozentsatz auf 

den aktuellen Buchwert angewendet.80 Der jährliche Abschreibungsbetrag ist anfangs 

höher als bei der linearen Abschreibung, nimmt aber von Jahr zu Jahr ab, bis er niedriger 

ist. Der Abschreibungsbetrag berechnet sich nach folgender Formel: 

Abschreibungsbetrag = aktueller Buchwert x Abschreibungssatz 

Der Abschreibungsbeginn ist einheitlich für den Monat der Anschaffung festgelegt. Für 

den Fall, dass der Vermögensgegenstand vor der vollständigen Abschreibung veräußert 

 
77 Vgl. Wirth, Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen im Freistaat Sachsen, 2009, S. 39. 
78 Vgl. Raupach & Stangenberg, Doppik in der öffentlichen Verwaltung, 2009, S. 151. 
79 Vgl. Häfner, Doppelte Buchführung für Kommunen, 2009, S.149. 
80 Vgl. Raupach & Stangenberg, Doppik in der öffentlichen Verwaltung, 2009, S. 150. 



27 

wird, legen HE und SN fest, dass nur für die vollen Monate im Jahr der Veräußerung 

abgeschrieben werden darf. BW trifft diesbezüglich keine Regelung. 

8.2 Folgen der unterschiedlichen Regelungen 

Unterschiede wurden bereits in der Nutzungsdauer der Vermögensgegenstände und 

beim Abschreibungsverfahren festgestellt. Hier sollen besonders die unterschiedlichen 

Abschreibungsdauern betrachtet werden, da das degressive Abschreibungsverfahren 

steuerrechtlich nur bei beweglichen Vermögensgegenständen, die nach dem 

31.12.2008 und vor dem 01.01.2011 angeschafft oder hergestellt wurden, angewendet 

werden darf. 

Für die Erläuterung der Folgen der unterschiedlichen Regelungen werden zunächst drei 

Beispiele aufgeführt. 

 BW HE SN 

Kopiergerät 7 5 6 bis 10 

Feuerlöschfahrzeug 10 bis 25 8 15 

Krankentransportwagen 6 5 6 bis 10 

Darst. 8-1: Nutzungsdauer für ausgewählte Bsp. in Jahren (Vgl. Anhänge 8 bis 10)  

Für die Darst. 8-1 wurden drei Beispiele aus den Abschreibungstabellen ermittelt. Es 

handelt sich hierbei um das Kopiergerät, das Feuerlöschfahrzeug und den Kranken-

transportwagen. Es wird ersichtlich, dass HE bei allen Beispielen eine niedrigere Nut-

zungsdauer vorgibt, als BW und SN. Dies ist nicht immer der Fall, aber HE hat tenden-

ziell eine geringere Nutzungsdauer. 

Kürzere Nutzungsdauern führen zu höheren Abschreibungen in den Jahren der Nut-

zung. Dies hat zur Folge, dass die Aufwendungen für die planmäßigen Abschreibungen 

steigen und damit die ordentlichen Aufwendungen. Diese senken wiederum das ordent-

liche Ergebnis. Wenn die Aufwendungen für die planmäßige Abschreibung zu groß wer-

den, könnte das ordentliche Ergebnis negativ werden und dadurch den Haushaltsaus-

gleich gefährden. BW und SN entlasten den Haushalt der Kommunen, indem Vermö-

gensgegenstände länger genutzt werden. Kurze Nutzungsdauern weichen häufig von 

der tatsächlichen Nutzung des Vermögensgegenstandes ab. Auch wenn er bereits voll-

ständig abgeschrieben ist, wird er bei voller Funktionstüchtigkeit weiterverwendet und 

verbleibt mit 0 oder 1 EUR als Erinnerungswert in der Bilanz stehen.81 Theoretisch 

bräuchte man ihn nicht schneller abschreiben, wenn er ohnehin länger genutzt wird. So 

könnte man die Belastung durch höhere Aufwendungen verringern. Problematisch ist 

nur, dass man im Vornherein nicht weiß, wie lang er tatsächlich genutzt werden kann. 

Wenn von hohen Nutzungsdauern ausgegangen wird und der Vermögensgegenstand 

 
81 Vgl. Häfner, Doppelte Buchführung für Kommunen, 2009, S. 144. 
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nach der Hälfte des geplanten Zeitraums kaputt geht oder zerstört wird, folgen hohe 

außerordentliche Abschreibungen, die planmäßig auf die restlichen Nutzungsjahre ver-

teilt worden wären.  

Auf der anderen Seite könnten die kürzeren Nutzungsdauern dem Ressourcenver-

brauchskonzept zugutekommen. Jede Generation soll, den von ihr verursachten Res-

sourcenverbrauch auch wieder erwirtschaften. Die Investition an sich stellt keinen Res-

sourcenverbrauch dar, aber die damit einhergehende Abschreibung. Je schneller also 

der Vermögensgegenstand abgeschrieben ist, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, 

dass auch die Generation, die in diesen investiert hat, auch dessen Abschreibung er-

wirtschaften muss, bevor ein Generationenwechsel eintritt. Die Verwaltung profitiert zu-

sätzlich von kürzeren Nutzungsdauern, da nach kompletter Abschreibung wieder inves-

tiert werden kann, ohne dass zusätzlicher Aufwand entsteht, der auch hier den Haus-

haltsausgleich negativ beeinflussen könnte. 

Beide Varianten haben ihre Vor- und Nachteile. Da die Doppik eingeführt wurde um das 

Ressourcenverbrauchskonzept einzuhalten, ist es sinnvoller kurze Nutzungsdauern zu 

verwenden. 
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9 Rücklage 

Die Rücklagen sind Bestandteile des Eigenkapitals einer Kommunen und werden daher 

in der Vermögensrechnung auf der Passivseite ausgewiesen. Sie stellen den positiven 

Saldo der Ergebnisrechnung dar, welcher nicht mit der Nettoposition verrechnet werden 

darf und daher separat ausgewiesen werden muss. Die ausgewiesenen Rücklagen sind 

die Summe aller bis zum aktuellen Jahresabschluss angesammelten Rücklagen. Die 

Bildung von Rücklagen hilft darzustellen, wie das Eigenkapital entstanden ist. Sie liegen 

nicht in Form von liquiden Mitteln vor, da ihr keine Position auf der Aktivseite der Bilanz 

gegenübersteht. Die Rücklagen sind besonders für den kommunalen Haushaltsaugleich 

von Bedeutung.82 

9.1 Bildung einer Rücklage 

Die Bildung von Rücklagen ist keine Freiwilligkeit, die die Kommunen unternehmen. Viel-

mehr sind diese rechtlich festgelegt und müssen gebildet werden. Die Länder sind sich 

hierbei einig, denn alle drei legen fest, dass Überschüsse der Ergebnisrechnung den 

Rücklagen zuzuführen sind. HE und SN legen hierbei jedoch zusätzlich in den Gemein-

deordnungen fest, dass auch aus zweckgebundenen Erträgen Rücklagen gebildet wer-

den können. Nachdem mögliche Überschüsse der Ergebnisrechnung festgestellt wur-

den, normieren die Haushaltsverordnungen jedoch eine getrennte Ausweisung. Dies er-

folgt in BW und SN nach Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses und des Sonder-

ergebnisses und in HE nach Überschüssen des ordentlichen und des außerordentlichen 

Ergebnisses. Sie dienen im Falle von entstandenen Fehlbeträgen zu deren Ausglei-

chung. Für hessische Kommunen besteht zusätzlich die Möglichkeit Sonderrücklagen 

zu bilden.83 

9.2 Darstellung der Rücklage im Jahresabschluss 

Die Abbildung des Eigenkapitals ist in den Ländern unterschiedlich, was zur Folge hat, 

dass u. a. auch verschiedene Rücklageformen existieren. Alle drei Länder weisen die 

Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen und des außerordentlichen bzw. Son-

derergebnisses aus. Diese Trennung ist auf die Differenzierung im Jahresabschluss zu-

rückzuführen. Auch aus Transparenzgründen ist diese Aufteilung sinnvoll. Eine Erhö-

hung der Rücklagen des außerordentlichen Ergebnisses bzw. Sonderergebnisses 

könnte bedeuten, dass vermehrt kommunales Vermögen im Haushaltsjahr veräußert 

wurde. SN ist das einzige Land, welches in der Gliederung der Vermögensrechnung 

Rücklagen aus nicht ertragswirksam aufzulösenden Zuwendungen aufgenommen hat. 

Nicht ertragswirksam aufzulösende Zuwendungen stellen Kapitalzuschüsse nach 

 
82 Vgl. Häfner, Doppelte Buchführung für Kommunen, 2009, S. 198 f. 
83 Vgl. Raupach & Stangenberg, Doppik in der öffentlichen Verwaltung, 2009, S. 125 ff. 
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§ 13 SächsKAG dar. HE weißt Sonderrücklagen aus, welche für Sondervermögen nach 

§ 115 I Nr. 2 HGO oder andere Sachverhalte zu bilden sind. Zweckgebunde Rücklagen 

können von den Kommunen sowohl in BW und SN gebildet werden. Zweckgebundene 

und Sonderrücklagen können nur für Aufwendungen genutzt werden, deren Zweck sie 

gewidmet sind. HE ist zu dem das einzige Land, welches Jahresüberschüsse/-fehlbe-

träge zunächst separat ausweist und erst zum 01.01. des Folgejahres in die Rücklagen 

aus Überschüssen einführt.84 

  

 
84 Vgl. Raupach & Stangenberg, Doppik in der öffentlichen Verwaltung, 2009, S. 125 ff. 
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10 Haushaltsausgleich 

Der Haushalt ist ausgeglichen, wenn die Aufwendungen durch die erzielten Erträge ge-

deckt werden. Er soll die dauerhafte Leistungsfähigkeit der Kommune und den Grund-

satz des Ressourcenverbrauchskonzeptes gewährleisten. Das Eigenkapital soll erhalten 

bleiben. Signifikanten Einfluss auf den Haushaltsausgleich haben u. a. folgende Größen, 

da ihnen kein Ertrag gegenübersteht, der den Aufwand kompensieren kann: 

1. Abschreibung 

2. Bildung von Rückstellungen 

3. Sach- und Personalaufwand 

Ob der Haushalt ausgeglichen ist, zeigt sich zum Jahresabschluss in der Ergebnisrech-

nung. Wenn diese einen Jahresüberschuss ausweist, ist der Haushalt ausgeglichen, im 

Falle eines Jahresfehlbetrags nicht. Zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit der Kommune 

empfahl die Innenministerkonferenz, dass nicht nur die Ergebnisrechnung ausgeglichen 

sein soll, sondern auch die Finanzrechnung.85 

Die Länder regeln die Mittel und Schritte zum Erreichen des Haushaltsausgleichs unter-

schiedlich, weshalb jedes Land zunächst für sich betrachtet werden muss. Problema-

tisch könnte hier jedoch sein, dass sich die Vermögens- sowie Ergebnisrechnung der 

Länder in „Aufbau, Bezeichnung und Saldenbildung“86 unterscheiden. 

10.1 Haushaltsausgleich in Baden-Württemberg 

Der baden-württembergische Kommunalhaushalt ist ausgeglichen, wenn die ordentli-

chen Aufwendungen die ordentlichen Erträge unter Berücksichtigung von Fehlbeträgen 

aus Vorjahren decken. Für den Fall, dass der Ausgleich hier noch nicht erreicht wird, 

normiert das Gesetz folgende Schritte, um den Ausgleich dennoch zu erreichen: 

1. Verwendung von Mitteln der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Er-

gebnisses; Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten und Ausschöpfung aller Ertrags-

möglichkeiten (Muss-Vorschrift) 

2. Verwendung von Überschüssen des Sonderergebnisses bzw. Mitteln der Rück-

lagen aus Überschüssen des Sonderergebnisses (Muss-Vorschrift) 

3. Pauschale Kürzung von Aufwendungen bis zu 1 % der Summe der ordentlichen 

Aufwendungen unter Angabe der zu kürzenden Teilhaushalte (Kann-Vorschrift) 

 
85 Vgl. Häfner, Doppelte Buchführung für Kommunen, 2009, S. 93 ff. 
86 Mühlenkamp & Glöckner, Rechtsvergleich Doppik, 2007, S. 14. 
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4. Vortrag eines Haushaltsfehlbetrags im Finanzplan auf drei Folgejahre (Kann-Vor-

schrift) 

5. Verrechnung des Fehlbetrags mit dem Basiskapital, wenn dieser nach drei Jah-

ren nicht durch Ergebnisüberschüsse aus Vorjahren gedeckt werden kann, Ba-

siskapital darf nicht negativ werden (Muss-Vorschrift) 

Für den Fall, dass ein Fehlbetrag im Sonderergebnis auftritt, ist dieser durch Entnahme 

aus der Rücklage aus Überschüssen des Sonderergebnisses zu decken. Ist dies nicht 

möglich, ist der Fehlbetrag mit den Basiskapital zu verrechnen, welches auch hier nicht 

negativ werden darf. (Muss-Vorschrift) 

Die Empfehlung der Innenministerkonferenz zum Ausgleich des Finanzhaushaltes 

wurde in BW nicht umgesetzt. 

10.2 Haushaltsausgleich in Hessen 

Nicht nur im Jahresabschluss, sondern bereits im Haushaltsplan ist der hessische Haus-

haltsausgleich nachzuweisen. Er ist in der Ergebnisrechnung erreicht, wenn der Ge-

samtbetrag der ordentlichen Erträge und der Zins- und sonstigen Finanzerträge den Ge-

samtbetrag der ordentlichen Aufwendungen und der Zins- und sonstigen Finanzaufwen-

dungen übersteigt. Ist dies in umgekehrter Reihenfolge der Fall, hat das Land HE fol-

gende Schritte festgelegt: 

1. Ausschöpfung aller Ertragsmöglichkeiten sowie bei den Aufwendungen alle Ein-

sparungsmöglichkeiten (Muss-Vorschrift) 

2. Verwendung von Mitteln der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Er-

gebnisses (Muss-Vorschrift) 

3. a) Verwendung von Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses bzw. Mit-

teln der Rücklagen aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses (so-

fern diese nicht für unabweisbare Investitionen oder zur außerordentlichen Til-

gung von Krediten benötigt werden) (Kann-Vorschrift) 

b) Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes (Muss-Vorschrift) 

4. bei Erwirtschaftung eines Überschusses im ordentlichen Ergebnis in einem fol-

genden Haushaltsjahr, ist der Fehlbetrag auszugleichen 

5. ist dies nicht oder nur teilweise möglich darf der Fehlbetrag mit Überschüssen 

aus dem außerordentlichen Ergebnis gedeckt werden (sofern diese nicht für un-

abweisbare Investitionen oder zur außerordentlichen Tilgung von Krediten benö-

tigt werden) 

6. Vortrag des Fehlbetrags auf neue Rechnung 
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Eine Verrechnung mit dem Eigenkapital ist ab dem Haushaltsjahr 2019 nicht mehr mög-

lich und die Kommune darf sich nicht verschulden. 

Zusätzlich zu einem Fehlbetrag im ordentlichen Ergebnis soll ein Fehlbetrag im außer-

ordentlichen Ergebnis innerhalb von fünf Jahren ausgeglichen werden. 

Die Finanzrechnung ist ausgeglichen, wenn der Saldo des Zahlungsmittelflusses aus 

laufender Verwaltungstätigkeit mindestens so hoch ist, dass daraus die Auszahlungen 

zur ordentlichen  Tilgung von Krediten sowie an das Sondervermögen „Hessenkasse“ 

geleistet werden können, soweit die Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung von Investi-

tionskrediten nicht durch zweckgebundene Einzahlungen gedeckt sind. HE hält sich an 

die Empfehlung der Innenministerkonferenz zum Ausgleich des Ergebnis- und Finanz-

haushaltes. 

10.3 Haushaltsausgleich in Sachsen 

Wie in HE muss nicht nur der Ergebnis- sondern auch der Finanzhaushalt ausgeglichen 

sein. Der Ergebnishaushalt ist ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der Erträge den 

Gesamtbetrag der Aufwendungen deckt. Überschüsse des ordentlichen und Sonderer-

gebnisses können zur Deckung des Fehlbetrags im ordentlichen als auch im Sonderer-

gebnis herangezogen werden. Ist dies nicht der Fall, ist der Haushaltsausgleich mit fol-

genden Schritten zu erreichen: 

1. Verwendung von Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen und Sonderer-

gebnisses (Muss-Vorschrift) 

2. der Teil des Fehlbetrags, der durch Abschreibungen auf das zum 31.12.2017 

festgestellte Anlagevermögen entstanden ist, kann mit dem Basiskapital verrech-

net werden; die Höhe des zum 31.12.2017 festgestellten Basiskapitals darf dabei 

ein Drittel nicht unterschreiten 

Wird der Ausgleich nicht erreicht, sind die Fehlbeträge in Folgejahre vorzutragen und es 

ist ein Haushaltsstrukturkonzept aufzustellen, das den Ausgleich des Ergebnishaushal-

tes bis zum vierten Folgejahr sicherstellt. Einen nicht durch die Kapitalposition gedeckten 

Fehlbedarf darf die Vermögensrechnung nicht ausweisen. 

Der Finanzhaushalt ist ausgeglichen, wenn der Zahlungsmittelsaldo aus laufender Ver-

waltungstätigkeit den Betrag der ordentlichen Kredittilgung und des Tilgungsanteils der 

Zahlungsverpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften decken kann. Für die 

Deckung kann auch ein positiver Zahlungsmittelsaldo aus Investitionstätigkeit oder der 

Saldo zwischen Ein- und Auszahlungen für die Gewährung von Darlehen, sowie der Be-

stand an liquiden Mitteln verwendet werden. Wird der Ausgleich nicht erreicht, ist auch 
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hier ein Haushaltsstrukturkonzept aufzustellen, dass den Ausgleich bis zum vierten 

Folgejahr nachweist. 

10.4 Einhaltung des Ressourcenverbrauchskonzeptes der verschiedenen Rege-
lungen 

Von einem guten Haushaltsausgleich kann nur dann gesprochen werden, wenn er das 

Ziel hat, das mit der Doppik eingeführte Ressourcenverbrauchskonzept, zu verfolgen 

und zu gewährleisten. Das Ziel zur Einhaltung verfolgt jede Regelung. Die Frage, die 

sich stellt, ist, ob dem Ressourcenverbrauchskonzept auch jede Regelung gleicherma-

ßen gerecht wird. Unter den Punkten 10.1 – 10.3 wurden die Haushaltsausgleiche der 

drei Länder dargestellt und es fiel auf, dass jedes Land den Haushaltsausgleich anders 

angeht. 

Die Innenministerkonferenz ist der Auffassung, dass insbesondere die Erwirtschaftung 

der Abschreibungen der Kerninhalt des Ressourcenverbrauchskonzeptes ist.87 Vielmehr 

sind aber alle Ressourcenverbräuche einer Periode durch das gesamte Ressourcenauf-

kommen der gleichen zu decken. Der Innenministerkonferenz reicht es vollkommen aus, 

wenn das ordentliche Ergebnis keinen Fehlbetrag ausweist. Zum einen ist das außeror-

dentliche Ergebnis durch unregelmäßig auftretende Erträge und Aufwendungen geprägt 

und daher zufallsbasiert. Zum anderen könnte die Deckung von außergewöhnlichen Auf-

wendungen einfach nicht realisierbar sein. Aus diesen Gründen befürwortet die Innen-

ministerkonferenz auch eine getrennte Ausweisung von ordentlichen und außerordentli-

chen Aufwendungen/Erträgen.88 

Auch wenn die außerordentlichen Aufwendungen nicht planbar sind, sind es dennoch 

Aufwendungen die Ressourcenverbrauch darstellen und ausgeglichen werden müssen. 

Daher reicht es nicht aus, nur die ordentlichen Aufwendungen zu decken, um einen Res-

sourcenerhalt gewährleisten zu können. 

Ein Gesamtausgleich im Ergebnishaushalt, wie ihn SN normiert hat, scheint sehr be-

denklich und könnte die aktuelle Haushaltslage verschleiern. Die Fehlbeträge im or-

dentlichen Ergebnis könnten durch außerordentliche Erträge, welche in Folge von Ver-

mögensveräußerungen entstanden sein könnten, gedeckt werden. Es würde kommuna-

les Vermögen verzehrt und die Wirtschaftsbasis kommender Generationen veräußert 

werden. Es muss also eine Trennung zwischen ordentlichem und außerordentlichem 

Ergebnis erfolgen. Ohne diese Trennung verschwimmt die Entstehung von Fehlbeträgen 

und ist kaum nachvollziehbar. Demnach kann die Regelungen, wie sie SN praktiziert, 

dem Ressourcenverbrauchskonzept nicht gerecht werden. In BW dürfen Überschüsse 

 
87 Vgl. Mühlenkamp & Glöckner, Rechtsvergleich Doppik, 2007, S. 12. 
88 Vgl. ebd., S. 17. 



35 

und Rücklagen des Sonderergebnisses zum Ausgleich von Fehlbeträgen im ordentli-

chen Ergebnis verwendet werden. Es erfolgt eine strikte Trennung der beiden Ergeb-

nisse, aber im „Notfall“ kann auch hier ausgeglichen werden. Das Land HE normierte 

auch diese Regelung. Im Gegensatz zu BW ist es aber eine Kann-Regelung und sobald 

ein ordentlicher Fehlbetrag durch Überschüsse oder Rücklagen des außerordentlichen 

Ergebnisses ausgeglichen werden muss, ist ein Haushaltsstrukturkonzept zu erstellen.89 

Damit eine Kommune auch funktionsfähig ist, benötigt diese auch die entsprechenden 

liquiden Mittel. Daher müssen zum Erhalt der Zahlungsfähigkeit die erwirtschafteten Ein-

zahlungen die Auszahlungen decken. BW hat hierzu bspw. keine Regelung getroffen. In 

HE und SN muss durch den Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit der 

Betrag der ordentlichen Kredittilgung und des Tilgungsanteils der Zahlungsverpflichtun-

gen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften gedeckt werden. Allein in diesen beiden Län-

dern soll auch die Möglichkeit gewahrt bleiben, in zukünftigen Jahren Investitionen täti-

gen zu können.90 

Letztendlich ist festzustellen, dass HE den besten Haushaltsausgleich der drei Länder 

vollzieht, da die Vermischung des ordentlichen und außerordentlichen bzw. Sonderer-

gebnisses am geringsten ist und auch keine Muss-Vorschrift darstellt. Zusätzlich soll 

auch der Finanzhaushalt ausgeglichen sein. In den beiden anderen Ländern erfolgt eine 

starke Vermischung von ordentlichem und Sonderergebnis, was dem Ressourcenver-

brauchskonzept zuwider läuft. BW vollzieht einen besseren Ausgleich im Ergebnishaus-

halt als SN, da SN einen Gesamtausgleich normiert hat, der dem Ressourcenver-

brauchskonzept zuwider läuft. In BW besteht hingegen keine Pflicht, den Finanzhaushalt 

auszugleichen. 

  

 
89 Vgl. Mühlenkamp & Glöckner, Rechtsvergleich Doppik, 2007, S. 26. 
90 Vgl. ebd., S. 19. 
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11 Empirischer Vergleich ausgewählter Jahresabschlussdaten 

In diesem Kapitel sollen die Erkenntnisse auf ausgewählte Praxisbeispiele angewendet 

werden. Das Ergebnis wird zeigen, ob ein interkommunaler Vergleich möglich ist. Als 

Praxisbeispiele wurden die Jahresabschlüsse der Städte Mannheim und Stuttgart für 

BW, Frankfurt am Main und Wiesbaden für HE sowie Chemnitz und Leipzig für SN hin-

zugezogen (Anhänge 2 bis 7). Der Vergleich wird thematisch nach den Kapiteln geglie-

dert und erfolgt unabhängig der unterschiedlichen Einwohnerzahlen der einzelnen Kom-

munen. 

Beginnend mit der Ergebnisrechnung ist festzustellen, dass Stuttgart mit 231.292 TEUR 

das höchste und Wiesbaden mit 55.454 TEUR das geringste Jahresergebnis ausweist. 

Zu beachten ist, dass Stuttgart ca. die dreifache Einwohnerzahl aufweist. Chemnitz und 

Leipzig haben im Ergebnishaushalt mit einem Jahresfehlbetrag geplant, tatsächlich ist 

aber ein Jahresüberschuss entstanden. Bei den Jahresergebnissen sind keine Probleme 

in der Vergleichbarkeit erkennbar, da sich diese gleich zusammensetzen. Bei dem Ver-

gleich der Aufwands- und Ertragsarten kommt es jedoch zu Problemen. Hier fallen die 

Aufwendungen und Erträge aus aufgelösten Sonderposten ins Auge. In BW und HE ist 

eindeutig erkennbar, welcher Ertrag sich aus der Auflösung von passiven Sonderposten 

ergibt. Da diese Erträge in SN mit Zuweisungen und Umlagen zusammengefasst wur-

den, ist ohne eine „davon-Position“ nicht erkennbar, wie stark sich der Sonderposten 

verringert hat bzw. ob die Kommune überhaupt aus Zuwendungen/Zuschüssen Sonder-

posten bilden musste und daraus Erträge resultieren. Ob Sonderposten gebildet wurden, 

ist dann erst in der Vermögensrechnung sichtbar. Die Abschreibungsquoten (C: 9,2%, 

F: 5,8%, L: 9,2%, M: 4,1%, S: 6,4%, W: 4,9%) zeigen, dass die planmäßigen Abschrei-

bungen in den sächsischen Kommunen einen größeren Anteil an den ordentlichen Auf-

wendungen ausmachen und diese stärker belasten.91 Dies könnte ein Zeichen dafür 

sein, dass das Anlagevermögen der baden-württembergischen und hessischen Kommu-

nen weitestgehend abgeschrieben ist.92 Da die Abschreibung auf Sonderposten in SN 

aber nicht in den planmäßigen Abschreibungen enthalten ist, ist die Differenz zu den 

anderen Ländern eigentlich größer und könnte zeigen, dass die sächsischen Kommunen 

viele Investitionen tätigten und investive Zuwendungen/Zuschüsse gewährt haben. 

Durch die unterschiedlichen Zusammensetzungen der planmäßigen Abschreibung, kann 

nicht genau gesagt werden, in welchen Kommunen die Abschreibungen das Jahreser-

gebnis und damit den Haushaltsausgleich am meisten gefährden. Die Personalauf-

wandsquote (C: 29,4%, F: 14,3%, L: 22,3%, M: 25,1%, S: 20,1%, W: 19,9%) zeigt, dass 

Chemnitz den größten und Frankfurt den geringsten Anteil an Personalaufwendungen 

 
91 Vgl. Burth, Finanzkennzahlen in der der Doppik, 2012. 
92 Vgl. ebd. 
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an den gesamten ordentlichen Aufwendungen hat.93 Geringe Personalaufwandsquoten 

könnten bedeuten, dass viele Aufgaben außerhalb der Kernverwaltung wahrgenommen 

werden. Die Quote würde dann erst im Gesamtabschluss steigen. Da Frankfurt die grö-

ßere Kommune ist und damit eigentlich auch über mehr Personal verfügt, müsste dessen 

Quote größer sein. Wenn man sich den Personalaufwand aber direkt anschaut, ist dieser 

im Vergleich zu Chemnitz dreifach so hoch, was auch den Unterschied in der Einwoh-

nerzahl widerspiegelt. In Frankfurt sind die anderen Aufwandsarten unverhältnismäßig 

höher als in Chemnitz, was den Unterschied in der Quote bewirkt. Die Zinslastquote 

(C: 0,95%, F: 1,60%, L: 0,87%, M: 1,36%, S: 0,04%, W: 1,41%) zeigt den Anteil der 

Zinsaufwendungen und sonstigen Finanzaufwendungen an den ordentlichen Aufwen-

dungen.94 Durch die Trennung des ordentlichen Ergebnisses in Verwaltungs- und Finan-

zergebnis in HE ist hier eigentlich kein Vergleich der Quote möglich. Die Zinsaufwen-

dungen wurden aber den Aufwendungen im Verwaltungsergebnis zugerechnet, um die 

Quote ermitteln zu können. Die hessischen Kommunen sind durch Zinsen am stärksten 

belastet. Dies resultiert aus der hohen Verschuldung hessischer im Vergleich zu anderen 

Kommunen.95 

In der Finanzrechnung ist von Vorteil, dass eine einheitliche Gliederung und nur bei Be-

zeichnungen Unterschiede vorliegen. Die Veränderungen der liquiden Mittel im Haus-

haltsjahr sind in Stuttgart mit 97.412 TEUR am höchsten und Frankfurt am Main mit  

-178.210 TEUR am geringsten. Chemnitz, Stuttgart und Wiesbaden sind die einzigen 

Kommunen, deren Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit bzw. des Ergebnishaushal-

tes abzgl. der Auszahlungen für Kredittilgung und Tilgungsanteile aus kreditähnlichen 

Rechtsgeschäften den Saldo aus Investitionstätigkeit deckt. Hier können aus der reinen 

Verwaltungstätigkeit Investitionen geleistet werden und es können liquide Mittel ange-

häuft werden. Alle anderen Städte müssen auf Kredite zurückgreifen oder bestehende 

liquide Mittel verbrauchen. Auch wenn die Gliederung der Finanzrechnung gleich ist, ist 

die Veränderung des Zahlungsmittelbestandes im Haushaltsjahr von HE nicht vollstän-

dig mit BW und SN vergleichbar, was der unterschiedlichen Zusammensetzung des Zah-

lungsmittelsaldos aus der Finanzierungstätigkeit (BW: Finanzierungsmittelüberschuss o-

der Finanzierungsmittelbedarf aus Finanzierungstätigkeit) zuzurechnen ist. In HE sind 

die Auszahlungen an das Sondervermögen „Hessenkasse“ im Saldo inbegriffen, welche 

diesen nach unten ziehen. In BW und SN gibt es ein solches Sondervermögen nämlich 

nicht. Diese Auszahlungen müssten erst herausgerechnet werden, damit vollständige 

Vergleichbarkeit vorliegt. 

 
93 Vgl. Burth, Finanzkennzahlen in der der Doppik, 2012. 
94 Vgl. ebd. 
95 Vgl. Land Hessen, Kommunale Verschuldung 2017. 
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Beim Vergleich der Vermögensrechnung ist auf dem ersten Blick bereits klar, dass, wie 

bereits in Kapitel 3.1 erläutert, BW mit HE und SN kaum verglichen werden kann, da 

eine andere Gliederung der Aktivseite vorliegt. Es ist ohne umständliches Neugliedern 

der baden-württembergischen Jahresabschlüsse nicht möglich, einheitliche Kennzahlen 

zu bilden. Zudem werden die Fahrzeuge in HE der Betriebs- und Geschäftsausstattung 

zugeordnet und nicht den Maschinen und technischen Anlagen. Man könnte das baden-

württembergische Sachvermögen mit dem hessischen und sächsischen Anlagevermö-

gen vergleichen. Hier würden aber in BW die immateriellen Vermögensgegenstände und 

die aktiven Sonderposten fehlen, im Gegenzug aber die Vorräte mit eingerechnet wer-

den. Die Anlagenintensität (C: 88,9%, F: 95,9%, L: 94,6%, M: 68,8%, S: 48,3%, W: 

86,3%) wurde beispielhaft bei den hessischen und sächsischen Kommune anhand des 

Anlagevermögens vorgenommen, bei den baden-württembergischen Kommunen an-

hand des Sachvermögens. Es ist zu erkennen, dass die Anlagenintensität bei baden-

württembergischer Kommunen stark von den anderen abweicht. Man könnte hier ver-

muten, dass weniger Vermögen vorliegt, welches fixe Kosten (Abschreibung o. ä.) ver-

ursacht. Diese Vermutung lässt sich aber nicht verifizieren, da keine einheitliche Kenn-

zahlenbildung möglich ist und somit kein Vergleich stattfinden kann. Es entstünden fal-

sche Ergebnisse und damit falsche Schlussfolgerungen. 

Die Passivseite wiederum folgt einer einheitlichen Gliederung. Dies erleichtert die An-

wendung von Kennzahlen. Die Eigenkapitalquote (C: 64,0%, F: 51,9%, L: 43,8%, M: 

54,3%, S: 81,3%, W: 52,3%) zeigt den Anteil des Eigenkapitals und die Fremdkapital-

quote (C: 12,3%, F: 22,6%, L: 32,4%, M: 29,3%, S: 7,2%, W: 36,4%) den Anteil des 

Fremdkapitals am Gesamtvermögen.96 Eine niedrige Eigenkapitalquote und eine hohe 

Fremdkapitalquote zeigt, dass eine Kommune viele Verbindlichkeiten ggü. Dritten hat. 

Die Folge sind dann auch hohe Zinszahlungen, wie sie bereits in der Zinslastquote nach-

gewiesen wurden. Frankfurt, Mannheim und Wiesbaden weisen eine sehr große Fremd-

kapitalquote auf, weshalb auch deren Zinslastquote entsprechend hoch ist. Die zweit-

größte Fremdkapitalquote hat Leipzig, aber deren Zinslastquote ist sehr niedrig. Dies 

liegt daran, dass die zinserzeugenden Verbindlichkeiten einen geringen Anteil am 

Fremdkapital haben. Im sechsten Kapitel wurde bereits der Frage nachgegangen, wel-

che Auswirkungen Rückstellungen haben. Für den Vergleich werden ausschließlich die 

Rückstellungen betrachtet, die in den Ländern einzigartig sind (siehe graue Markierung 

in Anlage 1). Der Vereinfachung halber wurden die Werte beider Rückstellungsarten zu-

sammengefasst. Das Ergebnis ist in Darst. 11-1 abgebildet. 

 
96 Vgl. Burth, Finanzkennzahlen in der der Doppik, 2012. 
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Rückstellungswert bei tatsächlicher

Einwohnerzahl zum 31.12.2016

Rückstellungswert gerechnet

auf 500.000 Einwohner

Frankfurt 1.412.371.829 €                                937.760.159 €                        

Wiesbaden 500.729.205 €                                   899.485.534 €                        

Mannheim 1.754.798 €                                       2.836.083 €                            

Stuttgart 2.200.000 €                                       1.732.747 €                            

Chemnitz 1.296.638 €                                       2.622.257 €                            

Leipzig 21.467.062 €                                     18.258.745 €                          

HE

BW

SN

 

Darst. 11-1: Angleichung der Rückstellungswerte für eine einheitliche EWZ 

Anhand der Tabelle ist zu erkennen, dass die Werte der Rückstellungen extrem ausei-

nander driften. Dies könnte an den unterschiedlichen Einwohnerzahlen der Städte lie-

gen, weshalb die Rückstellungswerte auf 500.000 Einwohner hoch- bzw. runtergerech-

net wurden, um die Vergleichbarkeit zu erhöhen. Wie man im Ergebnis sieht, haben die 

Städte Frankfurt und Wiesbaden eindeutig höhere Rückstellungen zu bilden. Dies ist auf 

die Pensions- und Versorgungsrückstellungen zurückzuführen. Betrachtet man allein die 

Höhe der unterschiedlichen Rückstellungen, hat HE durch diese den größten entstande-

nen Aufwand. Die Folge, diese Rückstellungen nicht zu bilden, wurde bereits in Kapitel 

sechs beschrieben. In einem Jahr entsteht extrem viel Aufwand, welcher möglicherweise 

nicht zu decken ist. Wird dieser nicht gedeckt, werden mehr Ressourcen verwendet, als 

neue generiert werden. Gerade in BW, wo mehr als doppelt so viele Beamte als in HE 

in Kommunen tätig sind, wird dies gravierende Folgen nach sich ziehen und man sollte 

darüber nachdenken auch hier eine Pflicht einzuführen, Pensionsrückstellungen zu bil-

den. SN fällt hier weniger ins Gewicht, da die Anzahl der Kommunalbeamten mit 3.770 

(Stand: 30.06.2016)97 sehr gering im Vergleich mit den anderen beiden Ländern ist. Den-

noch ist es ratsam die Pensionsrückstellungen als Bildungspflicht zu normieren. Wie ge-

hen wir mit den Bildungspflichten von BW und SN um? Auch diese stellen im Jahr der 

Bildung Aufwand dar, fallen aber im Vergleich zu der hessischen Regelung deutlich ge-

ringer aus und wären im Falle, dass keine Rückstellung gebildet würde, weniger tragisch 

für den Haushaltsausgleich. Damit ist auch klar, dass HE das Ressourcenverbrauchs-

konzept besser umsetzt, da die beträchtlichen Pensionsaufwendungen periodengerecht 

abgegrenzt werden. Es wäre also zu erwarten gewesen, dass Frankfurt und Wiesbaden 

mit Abstand die höchsten Fremdkapitalquoten aufweisen. Dem ist aber nicht so, denn 

Leipzig und Mannheim haben hohe kurz- und langfristige Verbindlichkeiten und Leipzig 

zusätzlich noch viele Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus anhängigen Ge-

richts- und Verwaltungsverfahren sowie Inanspruchnahme aus Bürgschaften, Gewähr-

verträgen und wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften. Wenn man aber den 

 
97 Vgl. Bundesleitung des dbb beamtenbund und tarifunion, Zahlen Daten Fakten 2018, 2018, S. 15. 
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Anteil der Rückstellungen am Gesamtvermögen (C: 1%, F: 9,3%, L: 9,0%, M: 3,7%, S: 

4,8%, W: 19,6%) betrachtet, sieht man, dass die hessischen Kommunen durch Rück-

stellungen stärker belastet werden. Dadurch kommt auch die niedrige Eigenkapitalquote 

zustanden. Die Bildung von Rückstellungen stellt einen Passivtausch dar. Die Rückstel-

lung wird gebildet, das Eigenkapital verringert sich, denn der Aufwand geht mittelbar 

über die Ergebnisrechnung in das Eigenkapital ein und führt so zu einem geringeren 

Jahresergebnis. Dadurch ist der Vergleich hessischer Kommunen mit baden-württem-

bergischen und sächsischen nicht gerechtfertigt, da mehr Rückstellungen und damit 

mehr Fremdkapital ausgewiesen wird. 

Die Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen oder zur Liquiditätssiche-

rung kann aus der Vermögensrechnung heraus nicht verglichen werden. HE ist das ein-

zige Land, welches diese beiden in der Vermögensrechnung separat ausweist. Es ist 

nur die Gesamtsumme der beiden vergleichbar. Frankfurt ist hier Spitzenreiter mit 1,6 

Mrd. EUR, was sich auch in der Zinslastquote widerspiegelt, da auch hier Frankfurt die 

höchste aufweist. 

Auch wenn die Länder einiges gleich geregelt haben, fällt der Vergleich deren Kommu-

nen sehr schwer und ist nahezu unmöglich. Das fängt bei der unterschiedlichen Zusam-

mensetzung der Abschreibung im Ergebnishaushalt an, reicht über unterschiedliche 

Gliederungen der Aktivseite der Bilanz und hört bei den verschiedenen Bildungspflichten 

der Rückstellungen auf. Die Kennzahlen, welche für einen Vergleich relevant sind, kön-

nen entweder nicht gebildet werden, weil komplett anders gegliedert wird oder die Ver-

hältnispaare unterschiedliche Inhalte haben. 
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12 Beurteilung des Ergebnisses 

Die Umstellung von der Kameralistik auf die Doppik ist nichts Neues. In Deutschland 

machte man sich bereits mit der Innenministerkonferenz von 2003 Gedanken, auf euro-

päischer Ebene seit 2011 im Zuge des EPSAS-Programms. Im europäischen Vergleich 

liegt Deutschland mit der Einführung der Doppik auf Bundes-, Landes- und Kommunal-

ebene im unteren Bereich (Stand: 2019).98 Auf Bundes- und Landesebene liegt die Um-

stellung zwischen 40% und 70%, auf kommunaler Ebene über 70%.99 Das bedeutet, 

dass Deutschland bereits acht Jahre vor dem europäischen Programm mit der Umstel-

lung auf die Doppik begonnen, es aber in 17 Jahren nicht geschafft hat, wenigstens in 

einer Ebene, vollständig auf die Doppik umzustellen, auch wenn sich die Einführung in 

den Kommunen langsam dem Ende nähert. Die Umsetzung auf kommunaler Ebene er-

folgte durch die Länder aufgrund deren Gesetzgebungskompetenz im Kommunalrecht. 

Hier hat jedes Land eigene Regelungen und Spezifika getroffen, die einen einheitlichen 

Vergleich unmöglich machen. Die Effizienz von Kommunen kann so interkommunal nicht 

verglichen werden. Gerade bei einem so wichtigen Thema wie dem Haushalt, der eine 

essenzielle Grundlage für das gesamte Handeln einer Kommune legt, hätten einheitliche 

Regelungen getroffen werden sollen. Dass es einheitliche Regelungen geben kann, 

zeigt uns immerhin das HGB. Dieses gilt in Deutschland für alle Betriebe, die in den 

Geltungsbereich fallen, und ermöglicht so einen nationalen Vergleich. Genauso hätte 

man es auch im öffentlichen Bereich umsetzen können. Wenn die Länder so auf ihre 

eigenen Regelungen beharren, hätte man die materiellen Regelungen einheitlich gestal-

ten können und die formellen würden von jedem Land selbst bestimmt werden. 

  

 
98 Vgl. PwC, Accounting maturity update 2019 preliminary results, 2019, S. 7 ff. 
99 Vgl. ebd. 
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Fazit 

Durch die unterschiedlichen Umsetzungen der Leittexte der Innenministerkonferenz kam 

es zu diversesten Regelungen der Länder Deutschlands. In dieser Arbeit wurden in meh-

reren Kapiteln die Unterschiede und Gemeinsamkeiten der Länder Baden-Württem-

berg, Hessen und Sachsen im kommunalen Haushaltsrecht ermittelt und verglichen. 

Hierfür wurden die markantesten Punkte des Haushalts einer Kommune herausgegrif-

fen. Beginnend mit dem Haushaltsplan, einem der wichtigsten Planungsinstrumente, 

über den Jahresabschluss bis zu speziellen Posten wie Rückstellungen. Das Ergebnis 

des Vergleichs liefert die Erkenntnis, dass sich die Haushalte von BW, HE und SN nicht 

gleichen und daher eine Gegenüberstellung schwierig ist. Einzelne Punkte können gut 

verglichen werden, wie die Ergebnisrechnung an sich, da sich deren Aufbau gleicht. Ein-

zelne Punkte der Ergebnisrechnung können aufgrund ihrer unterschiedlichen Zusam-

menstellung wiederum nicht verglichen werden. Auch die Vermögensrechnung ist an 

sich nicht vergleichbar. Jedoch kann man sich einzelne Posten greifen und diese gegen-

überstellen. Man kann also nur häppchenweise und nicht insgesamt vergleichen. 

Des Weiteren hat diese Arbeit gezeigt, dass HE die Doppik im Hinblick auf das Ressour-

cenverbrauchskonzept am besten umsetzt. Dies wird mit Blick auf den Haushaltsaus-

gleich, die Abschreibung und die Rückstellungen klar. Im Zuge des Haushaltsausgleichs 

erfolgt eine Separierung des ordentlichen und des außerordentlichen Ergebnisses im 

Ergebnishaushalt und die Pflicht den Finanzhaushalt auszugleichen. Zusätzlich wird 

durch die Pflicht zur Bildung von Pensionsrückstellungen, welche einen erheblichen Be-

trag ausmachen, der entstandene Aufwand periodengerecht verteilt. 

Ein weiteres Ziel dieser Arbeit war es, die unterschiedlichen Regelungen synopsenartig 

gegenüberzustellen. Die Synopsen befinden sich in den Anhängen 11 bis 17. 
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Kernsätze 

1. Der kommunale Haushalt der drei Länder ist in seiner Gesamtheit nicht untereinan-

der vergleichbar. 

2. Das hessische Kommunalhaushaltsrecht ist im Vergleich zu Baden-Württemberg 

und Sachsen das ressourcenverbrauchorientierteste. 

3. Aufgrund des Umfangs von zukünftigen Personalaufwendungen (verursacht durch 

Pensionsansprüche) sollten, mit Blick auf das Ressourcenverbrauchskonzept, Pen-

sionsrückstellungen zwingend gebildet werden müssen. 

4. Die Gesetzgebungskompetenz der Länder im Kommunalrecht steht einer einheitli-

chen Umsetzung der Doppik im Weg. 
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